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Nachtlichter

Bis Mitte Februar
ist das Lehner’s

geschlossen
Von unserer Redakteurin
Milva-Katharina Klöppel

Umbau Keine Cocktails, dafür jede
Menge Staub gibt es seit dieser Wo-
che im Lehner’s. Nach 13 Jahren
bekommt das Wirtshaus am Neckar
einen Facelift. Nichts bleibt wie es
ist. Aktuell fliegt der Dielenboden
raus. Die Wiedereröffnung ist für
Mitte Februar geplant.

Neu Singles und Studenten aufge-
passt: Im Musikpark wird donners-
tags jetzt bereits ab 21 Uhr gefeiert.
Beim Happy Thursday zahlt ihr kei-
nen Eintritt und bekommt Cocktails
sowie eure Pizza nach Wahl zu ver-
günstigten Preisen. Außerdem sig-
nalisiert ihr mit farbigen Leuchtbän-
der am Handgelenk euren Status:
Grün steht für „I want you!“, gelb für:
„Try it – but first I need a drink!“ und
rot für „No way, just Party!“ Musika-
lisch gibt es Mixed Music von DJ
Andy Raw und Party-Klassiker mit
DJ Dirty Bernie.

Live-Musik Unter dem Motto „Ti-
sche raus – Musik rein“ tritt am mor-
gigen Donnerstag die Band Jatuna
in der Heilbronner Flammerie Pier

58 auf. Das Trio aus Stuttgart hat im
Oktober vergangenen Jahres mit
„Es regnete die ganze Nacht und bis
zum Mittag durch“ sein Debütal-
bum veröffentlicht. Singer-Songwri-
ter Jens Lindmaier verpackt Ge-
schehnisse des Alltags in deutsch-
sprachige Texte, untermalt von den
mal folkigen, mal poppigen, mal jaz-
zigen, aber immer entspannten
Klängen der Band. Weitere Konzer-
te sind in der Unteren Neckarstraße
bereits in Planung: Am 2. Februar
tritt der walisische Sänger und Gitar-
rist Pete Jones auf, am 16. Februar
zeigt das Duo Impulse Eve was es
kann.

Termine Jetzt auch im Chillers:
Bingo. Am Donnerstag, 12. Januar,
gibt es in dem Burger-Restaurant zu
jedem Getränk und Essen mindes-
tens einen Bingo-Zettel. Die erste
Runde beginnt um 21 Uhr. Die letzte
Ziehung erfolgt um 23.15 Uhr. Logo
– die Disco geht am Freitag im
Creme 21 an den Start. Beginn ist
um 22 Uhr.

@ Kontakt
nachtlichter@stimme.de

Alexander Leongart und Julija Meder im
Sausalitos in Heilbronn. Fotos: Klöppel

Genießen den Abend: Anastasia Mark-
graf und Dimitri Kuleschow.

Konstantin Glikin, Artur Vinogradov und
Sergej Leongart (v.l.) sind bester Laune.

6000 Besucher im Gourmetpalast
Für Cateringchef läuft dritte Auflage der Dinnershow deutlich runder – Veranstalter Radio Tunder – Veranstalter Radio Tunder – V on will Spielzeit im Januar verlängereranstalter Radio Ton will Spielzeit im Januar verlängereranstalter Radio T non will Spielzeit im Januar verlängernon will Spielzeit im Januar verlänger

Von unserer Redakteurin
Bärbel Kistner

HEILBRONN Nach der Show ist vor
der Show: Beim Gourmetpalast en-
dete die dritte Spielsaison im Spie-
gelzelt, Nummer vier ist bereits in
Planung. Exakt 6062 Besucher sorg-
ten 2016/17 für eine gute Auslas-
tung „mit einigen Spitzen und eini-
gen etwas schwächeren Tagen“, wie
Veranstalter Radio Ton bilanziert.
Vor allem die Freitage und die Wo-
chenenden sowie die Tage nach
Weihnachten und Anfang Januar wa-
ren gut gebucht.

„Die Woche direkt vor Heilig-
abend ist eher schwierig, da haben
Menschen andere Termine auf dem
Zettel“, weiß Andreas Müller, Chef
der Cateringfirma Adler am Schloss,
die beim Gourmetpalast für Service
und Küche zuständig ist. Die Er-
kenntnisse sollen den nächsten Ter-
minkalender verändern: Radio Ton

will sich den Besucherwünschen an-
passen und die Spielzeit im Januar
verlängern.

Damit wolle man auch denjeni-
gen die Gelegenheit für einen Be-
such bieten, die in der Vorweih-
nachtszeit keine Zeit haben oder die
in den Weihnachtsferien verreist
sind. An Montagen und Dienstagen
vor den Feiertagen soll dagegen öf-
ter spielfrei sein, auch um Künstlern
und Köchen sowie dem Küchen- und
Serviceteam genügend Regenerati-
onszeit zu bieten.

Für Cateringchef Andreas Müller
gibt es diesmal keinen Anlass für
größere Veränderungen: „Es lief al-
les deutlich runder als in den beiden
ersten Jahren“, so sein Eindruck
vom Feedback der Gäste wie auch
aus eigener Anschauung. „Wir ha-
ben durchweg bessere Bewertun-
gen erhalten.“ Bewährt hat sich
beispielsweise die Vorbestellung
von Sekt bei der Silvestershow.

Auch die Kommentare beim so-
zialen Netzwerk Facebook geben
den Veranstaltern einen Eindruck
von der Resonanz. Bis auf wenige
Ausreißer seien fast immer fünf
Sterne von fünf möglichen vergeben
worden, im Durchschnitt eine 4,6. In
Bezug auf das Menü gilt für Andreas
Müller: „Wenn von 6000 Gästen 15
das Essen als zu fad und 15 als zu sal-
zig empfinden, dann passt es.“ Um
die Qualität insgesamt weiter zu stei-
gern, hat Radio Ton in einer Umfra-
ge mehrere Kategorien abgefragt.
Auch hier sei die Resonanz gut bis
auf Kleinigkeiten, etwa zu hoch oder
zu niedrig eingestellter Heizung.

Stand heute soll es bei den vier re-
gionalen Sterne- und Spitzenköchen
Thomas Wolf, Hans Harald Reber,
Ralf Kronmüller und Jürgen Koch
bleiben. Radio Ton hat bereits erste
Anfragen für die nächste Spielsai-
son, der Vorverkauf soll voraus-
sichtlich im Juni beginnen.

Dinnershow im Spiegelzelt an der Neckartalstraße: Gäste erwarten perfektes Zu-
sammenspiel zwischen Küche, Service und Künstlern. Foto: Dennis Mugler

Grüne auf Tuchfühlung
mit Lidl und Audi

NECKARSULM/HEILBRONN Mitglieder der Landtagsfraktion besuchen
die beiden größten Arbeitgeber der Region

Von unserem Redakteur
Manfred Stockburger

D iscounter statt Weltladen und
Wochenmarkt: Vier Abge-
ordnete der Stuttgarter

Landtags-Grünen besichtigen im
Rahmen der Fraktionsklausur die
Lidl-Filiale in Heilbronns Neckarsul-
mer Straße – und diskutieren eifrig
mit dem Einkaufschef von Lidl
Deutschland, Jan Bock.

Genauer gesagt bombardieren
Andrea Schwarz aus Bretten und
Andrea Bogner-Unden aus Sigma-
ringen den Discount-Manager gera-
dezu mit Fragen: Warum sind die
Bio-Tomaten in Plastik verpackt?
Damit die Mitarbeiter an der Kasse
erkennen, dass es nicht die günsti-
geren Normal-Tomaten sind, die
lose verkauft werden. Warum ist die
Bio-Ware so viel günstiger als im
Bio-Laden? Kann das sein? Auch
beim Kaffee? Weil eine Lidl-Filiale
mehr Umsatz macht und die Ne-
ckarsulmer eine effizientere Logis-

tik haben, erklärt Bock: „Die Kaffee-
bauern bekommen keinen Cent we-
niger als beim Weltladen-Kaffee.“
Alleine mit Obst und Gemüse setze
Lidl Deutschland 2,5 Milliarden
Euro um, sagt Bock.

Auch beim Thema Fleisch haken
die Grünen nach: Wie kann es sein,
dass es so billig ist? Bock verweist
auf Zertifikate, die verschiedene
Produkte als gentechnikfrei auswei-
sen und auf ein Tierschutzsiegel,
dessen Einführung durchaus zu hö-
heren Preisen geführt habe. Um 20
Prozent sei der Absatz zurückge-
gangen, sagt Bock. „Das haben wir
in Kauf genommen.“ Auch Rind-
fleisch soll künftig mit dem „Ohne
Gentechnik“-Siegel verkauft wer-
den. Der nächste Schritt wäre, findet
Andrea Schwarz, Putenfleisch nur
noch ohne Antibiotika anzubieten.
„Ich sehe schon, dass Lidl sich be-
müht“, resümiert die Abgeordnete
am Ende des Rundgangs. Lieber
würde sie es sehen, wenn der Händ-
ler seine Kunden mehr noch in Rich-
tung Nachhaltigkeit lenken würde.

Transparenz Um mehr Transpa-
renz zu schaffen veröffentlicht das
Unternehmen Lidl immerhin seit
dieser Woche die Produktionsstät-
ten seiner Lieferanten für Textilien

sich acht Verkehrs- und Wirtschafts-
politiker erklären, wo der Konzern
steht in Sachen E-Auto und Brenn-
stoffzelle. Mit dabei ist die Heilbron-
ner Abgeordnete Susanne Bay.

E-Auto ausdemLand Am Ende
des knapp zweistündigen, intensi-
ven Erfahrungsaustauschs wünscht
sich Fraktionschef Andreas
Schwarz, „dass die Elektroautos der
Zukunft nicht aus China und den
USA, sondern aus Baden-Württem-
berg kommen“. Da dürfte er einer
Meinung mit Audi sein – die Einfüh-
rung der Elektromobilität hat auch
große Auswirkungen auf die Wirt-
schaftsstruktur im Land. „Wir sind
beeindruckt von der Analyse“, lobt
der Grüne den Autobauer.

Susanne Bay ist nach dem Tref-
fen überzeugt, „dass Audi wirklich
gemerkt hat, wohin die Entwicklung
geht und hingehen muss. Das The-
ma Ökologie wird auch vom Ver-
braucher gefordert.“ In der zweiten
mobilen Revolution nach der Erfin-
dung des Verbrennungsmotors sei
Audi „auf einem guten Weg“. Viel-
leicht kommt Schwarz also schon
bald nicht mehr mit einem Hybrid-
Mercedes, sondern einem Elektro-
Audi in die Region. Weitere Termine
sind jedenfalls schon vereinbart.

auch ein ökologisches Thema: Der
Verkehr muss einen Beitrag zur Re-
duzierung des CO2-Ausstoßes leis-
ten.“ Von Audi-Werkleiter Helmut
Stettner und seinen Kollegen lassen

ner führt Grünen-Fraktionschef An-
dreas Schwarz die Regie. „Die Auto-
mobilindustrie hat viele Arbeitsplät-
ze“, sagt er. „Mobilität hat bei uns ei-
nen hohen Stellenwert, sie ist aber

und Schuhe. Bock will damit Verant-
wortung entlang der Wertschöp-
fungskette übernehmen.

Beim Treffen mit dem Neckarsul-
mer Audi-Werkleiter Helmut Stett-

Die Grünen-Abgeordneten Alexander Maier, Josha Frey, Andrea Bogner-Unden und Andrea Schwarz (von links) mit Lidl-Einkaufschef Jan Bock. Fotos: Mario Berger

Fraktionschef Andreas Schwarz (links) und der Neckarsulmer Audi-Werkleiter Hel-
mut Stettner diskutieren über Öko-Autos und über industriepolitische Themen.

„Ich sehe schon, dass
Lidl sich bemüht.“

Andrea Schwarz, Grüne

Klausurtagung
Ein volles Arbeitsprogramm mit
Gesprächen mit zahlreichen Einrich-
tungen absolvierten die Landtags-
abgeordneten der Grünen gestern in
und um Neckarsulm. Am Abend folg-
te der öffentliche Bürgerdialog in
der Ballei mit Fraktionschef Andreas
Schwarz und dem Verkehrsminister
Winfried Hermann. Die Berichter-
stattung darüber erfolgt in der mor-
gigen Ausgabe. mfd

Heilbronn kämpft gegen Studiengebühr für Nicht-EU-Ausländer
gebühr eingeführt würde, verlangte
er, dass die Hochschulen Ausnah-
men formulieren dürfen – wie es die
HHN zu CDU-Studiengebührzeiten
gehandhabt hatte. „Ich verstehe
ihre Position“, signalisierte Salo-
mon, sich im Anhörungsverfahren
für das Gesetz den Argumenten aus
Heilbronn nicht zu verschließen. ger

gen zur Internationalisierung der
Hochschule zunichte gemacht. Das
sei weder im Sinn der Region, noch
des Landes. Sie versteht die Ausbil-
dung junger Leute aus aller Welt
auch als aktive Entwicklungspolitik.
„Schwarzafrikanische Länder will
ich ausgenommen wissen“, forderte
Schweizer. Wenn schon die Studien-

glied Roland Schweizer die Bauer-
schen Pläne. Die HHN hat Studie-
rende aus 90 Ländern. Etwa 420 der
1200 Studenten aus dem Ausland
müssten zahlen, wohl die meisten
von ihnen würden sich ein Studium
in Baden-Württemberg nicht mehr
leisten können. Prorektorin Ruth
Fleuchaus sieht ihre Anstrengun-

Studiengebühr ausgesetzt. Denn
ausgerechnet die Grünen-Wissen-
schaftsministerin Theresia Bauer
will Nicht-EU-Ausländern ab Herbst
pro Jahr 3000 Euro abverlangen.

„Mir tut es in der Seele weh, dass
ausgerechnet bei denen Geld kas-
siert werden soll, die es am wenigs-
ten haben“, kritisierte Senatsmit-

REGION Alexander Salomon von den
Grünen war ein Verfechter der Ab-
schaffung der Studiengebühr. Ges-
tern beim Besuch der Hochschule
Heilbronn (HHN) sah sich der Vor-
sitzende des Grünen-Arbeitskreises
Wissenschaft, Forschung und
Kunst vehementem Widerspruch
gegen die Wiedereinführung einer
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Schnee und Kälte

D er Januar erweist sich in
Deutschland bisher als rich-
tiger Winter – und so soll es

dem Deutschen Wetterdienst zufol-
ge auch erstmal bleiben. Und auch
wenn eigentlich jedes Jahr Schnee
und Kälte zu erwarten sind, trifft es
viele doch immer wieder unerwar-
tet. Tipps für die kalte Jahreszeit.

� Haus: Die Immobilie braucht im
Winter besondere Zuwendung. Bei
Frost sollten Bewohner die Heizung
in allen Zimmern laufen lassen. Ge-
frorene Wasserleitungen können
platzen. Daher ist es wichtig, dass
die Räume immer eine bestimmte
Grundwärme haben – auch wenn sie
nur selten genutzt werden wie Gäs-
tezimmer, Vorratsräume, das Gäste-
WC, Keller und Dachboden. Der
Verband Privater Bauherren (VPB)
rät zu im Schnitt 17 Grad. Die Frost-
schutzstellung am Ventil des einzel-
nen Heizkörpers schützt ihn zwar
vor dem Einfrieren. Das gilt aber
nicht für die Rohre der Heizanlage,
gerade für jene, die weit entfernt
vom Heizkörper liegen, erklärt der
Versicherungsverband GDV.

� Tier: Mancher mag denken: Ach,
es ist so kalt, bestimmt friert der
Hund auch – besonders an den Pfo-
ten. Richtig ist: Die Haut an Hundep-
foten ist empfindlich. Trotzdem soll-
ten die Tiere bei Schnee und Eis nur
in Ausnahmefällen Winterschuhe
oder -socken tragen. Durch die
Überzieher werden die Bewegung
eingeschränkt und das Tastempfin-
den verringert, erläutert der Deut-
sche Tierschutzbund. Nur wenn der
Tierarzt es anordnet, sollten Hunde

Schuhe oder Socken
tragen. Um die Pfoten

zu schützen, reicht es aus, sie vor
dem Spazierengehen mit Melkfett
oder Vaseline einzureiben. Nach
dem Gassigehen spülen Halter die
Pfoten mit lauwarmem Wasser ab.

� Auto: Der Bremsweg verlängert
sich bei glatter Fahrbahn trotz ABS,
ESP und Winterreifen enorm. Des-
halb müssen Autofahrer langsamer
und vorausschauender fahren, sagt
Diana Sprung vom ADAC. Außer-
dem gilt: sanft bremsen. Bei Glätte
kann ein starker Tritt auf die Brem-
se das Auto ausbrechen lassen. Vie-
le Autofahrer nutzten die Motor-
bremse, um ihr Auto ein wenig abzu-
bremsen. Auf rutschiger Straße las-
sen sie das aber besser sein. „Die
plötzlichen Drehzahlsprünge kön-
nen die Räder blockieren lassen“, er-
klärt Sprung. Dann rutscht das Auto
unkontrolliert. Es kommt zudem
vor, dass die Reifen beim Anfahren
keinen Grip bekommen und durch-
drehen. Damit das Auto vom Fleck
kommt, kann es helfen, im zweiten
Gang anzufahren. Niedrige Motor-
drehzahlen lassen die Räder bei Eis
und Schnee allgemein weniger
durchdrehen. Es gilt also die Devi-
se: früh hochschalten, erläutert der
ADAC. Grundsätzlich sollte das
Auto vor der Fahrt von Schnee und
Eis befreit werden. „Ein kleines
Guckloch in der Frontscheibe reicht
nicht“, stellt Sprung klar.

� Sport: Jogger haben im Winter
mit einer rutschigen Laufstrecke zu
kämpfen und die Temperaturen sind
nicht zu unterschätzen. Zeigt das

Thermometer weniger als minus
zehn Grad Celsius, leidet die Durch-
blutung von Sehnen, Bändern und
Gelenken, erklärt Prof. Sven Oster-
meier, Sportmediziner an der Ge-
lenk-Klinik Gundelfingen. Bei eisi-
gen Temperaturen sollten Sportler
ihr Lauftraining unterbrechen.

� Räumpflicht: Auch wer keinen
Gehweg vor dem Haus hat, muss bei
Schnee für Sicherheit rund um sein
Anwesen sorgen. Die Winterdienst-
pflicht kann durch Satzung der Ge-
meinde auf die Straßenanlieger
ganz oder teilweise übertragen wer-
den. Straßenanlieger sind die Eigen-
tümer und Besitzer von Grundstü-
cken, die an einer Straße liegen oder
von ihr eine Zufahrt oder einen Zu-
gang haben. Im Klartext: Falls keine
Gehwege auf den Straßenseiten vor-
handen sind, müssen sich Anlieger
um entsprechende Flächen am Ran-
de der Fahrbahn kümmern. Das re-
gelt das Straßengesetz für Baden
Württemberg (StrG). Um sicher zu
gehen, was am Wohnort genau gilt,
sollten Hausbesitzer und Mieter
sich bei der Gemeinde erkundigen.

� Wäsche: Selbst bei eisigen Tem-
peraturen im Winter lässt sich Wä-
sche im Freien trocknen. „Bei tro-
ckener, klirrender Kälte trocknet
Wäsche sogar viel besser als bei
wärmeren Temperaturen und
gleichzeitig feuchter, nebliger Luft“,
erklärt Angelika Paulus vom DHB-
Netzwerk Haushalt Bayern. Richtig
kalte Luft hat eine niedrige Luft-
feuchtigkeit, sie kann daher die
Feuchtigkeit aus der Wäsche gut
aufnehmen. dpa/ivo

Fo
to

: y
ur

ko
m

an
30

/F
ot

ol
ia

Fahrtipps bei Schnee und Eis

Beschleunigen
Gas wegnehmen, sobald
die Räder durchdrehen

Gas

ohne ABS
durchgängig aber
gefühlvoll bremsen

Bremse

Bremsen (mit ABS*)
voll auf die Bremse gehen,
ABS-Bremsen vorher üben

Bremse

Auto übersteuert
Bricht das Heck in einer
Kurve aus, ist oft die
Geschwindigkeit zu hoch:
Fuß vom Gas nehmen
und Kupplung treten.

Gas

Kupplung

Auto untersteuert
Vorderräder rutschen
trotz eingeschlagenen
Lenkrads in einer Kurve
weiter: Gas wegnehmen,
Ruhe bewahren.

Gas

Ausparken (Rausschaukeln)
Einige Zentimeter vorwärts rollen, schnell in den
Rückwärtsgang schalten und ein Stück rückwärts
fahren. Wiederholen, bis das Schaukeln genug
Schwung gibt, um über den Schnee zu rollen.
Fußmatten-Methode
Matten aus dem Auto auf beiden Seiten unter die
Antriebsräder legen.

Schneeketten
Nur wenn Straßen vollständig mit Schnee bedeckt sind.
Nicht schneller als 50 km/h fahren, Kette kann sich
sonst vom Reifen lösen.

50

*Antiblockiersystem

Gefährliche Glätte

Regentropfen
gefrieren, wenn
sie auf den 
eisigen Boden 
treffen.

0

Regentropfen
gefrieren in der
Luft und schlagen 
als Eiskörner auf.

0

Die Luftfeuchtigkeit 
bildet bei Minus-
graden Eiskristalle, 
die sich am Boden 
festsetzen.0

Auch wenn die
Lufttemperatur 
über Null ist, 
herrschen direkt
am nassen Boden 
Minusgrade,
Pfützen gefrieren.0

Blitzeis Gefrierender Regen (Glatteis) Eisregen Gefrierende Nässe Reifglätte

0

Schneeflocken
werden in der Luft
 zu unterkühlten 
Regentropfen,
fallen auf gefrorenen 
Boden und gefrieren 
sofort.

HSt-Grafik, Quellen: ADAC,
Bundesvereinigung der
Fahrlehrerverbände, dpa
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Automatisches
Ausfüllen

im Browser
INTERNET Dass Browser einmal ein-
gegebene Formulardaten behalten
und später an geeigneter Stelle auto-
matisch vorschlagen und einfügen,
ist praktisch. Doch diese auch Auto-
fill genannte Funktion ist bei vielen
Browsern und Browser-Erweite-
rungen derzeit angreifbar. Sie sollte
deshalb in den Einstellungen sicher-
heitshalber deaktiviert werden, rät
der Online-Fachdienst „Heise Secu-
rity“. Betroffen seien Chrome, auf
Chromium basierende Browser wie
Opera oder Vivaldi sowie Safari,
nicht aber Firefox.

Angreifer könnten Nutzer von
Browsern mit der Schwachstelle auf
präparierte Internetseiten locken,
auf denen sie vergleichsweise Un-
kritisches wie Namen oder Mail-
Adresse eingeben sollen. Die Seiten
sind dem Bericht zufolge aber mit
unsichtbaren Formularfeldern ge-
spickt, die bei der Autofill-Funktion
sensible Informationen von der Te-
lefon- bis hin zur Kreditkartennum-
mer abfragen und diese auch erhal-
ten. Bei Chrome und Chromium-ba-
sierten Browsern bekommt der Nut-
zer von dem Angriff nichts mit. Safa-
ri teilt den Experten zufolge immer-
hin mit, welche Informationen es im
Formular einträgt, auch wenn diese
nicht sichtbar sind. Die Immunität
von Firefox gegenüber der Angriffs-
masche ergibt sich laut „Heise Secu-
rity“ aus der Tatsache, dass bei die-
sem Browser jedes Formularfeld
erst einzeln angeklickt werden
muss, bevor der Autofill-Mechanis-
mus Informationen schickt. tmn

Mittwochslotto 2. Ausspielung
1. Rang unbesetzt, Jackpot
20 091 297,70 Euro, 2. Rang 526 462,30
Euro, 3. Rang 15 953,40 Euro, 4. Rang
5094,70 Euro, 5. Rang 269,00 Euro, 6.
Rang 53,10 Euro,
7. Rang 27,80 Euro, 8. Rang 11,70 Euro, 9.
Rang 5,00 Euro.

Super 6
1. Rang 100 000,00 Euro, 2. Rang
6666,00 Euro, 3. Rang 666,00 Euro,
4. Rang 66,00 Euro, 5. Rang 6,00 Euro, 6.
Rang 2,50 Euro.

Spiel 77
1. Rang unbesetzt, Jackpot 560 383,90
Euro, 2. Rang 77 777,00 Euro, 3. Rang
7777,00 Euro, 4. Rang 777,00 Euro, 5.
Rang 77,00 Euro,
6. Rang 17,00 Euro, 7. Rang 5,00 Euro.

(Ohne Gewähr)

Glücksecke

Bedeutung der VerbraucherBedeutung der VerbraucherBedeutung der V zentralen weiter stärken
Beratung vor Ort ist wichtiges Instrument – Neben Neckarsulm kommt in der Region im Januar eine Stelle in Schwäbisch Hall

Von unserer Redakteurin
Isabell Voigt

RECHT Unstimmigkeiten bei der Te-
lefonrechnung, ein ungewolltes kos-
tenpflichtiges Abo statt Gratis-Mit-
gliedschaft bei einer Online-Part-
nerbörse, ein viel höherer Preis bei
einer Online-Flugbuchung als ur-
sprünglich ausgewiesen oder auch
eine Versicherung, die im Leis-
tungsfall nicht zahlen will. Wenn
Bürger plötzlich richtig Ärger ha-
ben, finden sie unter anderem bei
der Verbraucherzentrale Hilfe. „Die
Verbraucherzentrale Baden-Würt-
temberg hat für 2016 eine positive
Entwicklung in ihren Beratungs-
und Kontaktzahlen“, sagt Cornelia
Tausch, Vorstand der Verbraucher-
zentrale Baden-Württemberg.
„Auch die Anzahl der Beratungen in
Neckarsulm ist 2016 gegenüber
dem Vorjahr um rund 200 gestie-
gen“, sagt Cornelia Tausch weiter.

„Verbraucherzentralen – nie wa-
ren sie wichtiger als heute“, davon
ist Martin Grath, Sprecher für Ver-
braucherschutz der Landtagsfrakti-
on der Grünen, überzeugt. Zusam-
men mit Abgeordneten-Kollegen be-
suchte er die Beratungsstelle in Ne-
ckarsulm. Und die Grüne Martina
Braun, Vorsitzende des Arbeitskrei-
ses Ländlicher Raum und Verbrau-
cherschutz, legt nach: „Wichtig ist
für uns, dass der Verbraucherschutz
in den Städten verankert ist, und
Bürger vor Ort Zugang zu Bera-
tungsstellen haben.“

Dabei ist die Stelle in Neckarsulm
keine Selbstverständlichkeit. In
ganz Baden-Württemberg gibt es
gerade einmal zehn dieser Anlauf-
stellen. In der Zweiradstadt finden
Bürger Angebote zu allen Arten von
Versicherungen, Altersvorsorge,
Telekommunikation, Internet- und
Verbraucherrecht sowie eine regel-
mäßige Energieberatung.

Noch relativ jung sind Koopera-
tionen der Verbraucherzentrale Ne-
ckarsulm mit der Fachhochschule
Heilbronn und mit dem Landeskri-
minalamt sowie der Polizei vor Ort,
etwa mit gemeinsamen Aktionen,
wie Vorträgen und Info-Stände zu
Betrug und Sicherheit. Natürlich ist

die Beratung vor Ort persönlicher,
hier gibt es auch zahlreiche Ratge-
ber und kostenlose Broschüren zu
vielen Themen. Doch die Beratung
am Telefon oder per E-Mail ist eben-
so gut, denn die Fachberater sind
die gleichen. Finanziert wird die Ar-
beit der Verbraucherschützer unter

anderem durch das Land und das
Verbraucherministerium, aber auch
durch die Kommunen und die Ein-
nahmen aus der Beratungsarbeit –
denn diese ist nicht kostenlos.

Neue Anlaufstellen Für Martin
Grath ist klar, dass der beste Ver-
braucherschutz informierte und
aufgeklärte Bürger sind. Im Koaliti-
onsvertrag mit der CDU ist verein-
bart, die Verbraucherzentralen zu
stärken, wie er sagt. Und er sichert
zu, das auf jeden Fall voranzutrei-
ben. Zwei passende Erfolge hat Cor-
nelia Tausch dazu zu vermelden.
„Das Angebot der Verbraucherzen-
trale Baden-Württemberg konnte
im Oktober 2016 mit der neuen Be-
ratungsstelle in Reutlingen und wird
im Januar 2017 mit der neuen Bera-
tungsstelle in Schwäbisch-Hall nun
auch Verbraucherinnen und Ver-
brauchern zugänglich, die bislang
kein ortsnahes Angebot hatten.“

Cornelia Tausch von der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg (Mitte) mit Abge-
ordneten der Grünen und Fachberaterinnen der VZ in Neckarsulm. Foto: Isabell Voigt

Festgeld
Konditionen für 5000 Euro

Laufzeit Zins-

Monate ertrag

Anbieter-Auswahl  6 12 12 Mon.

Kein Fax? Dann senden Sie einen 
mit 0,85 Euro frankierten Rückumschlag
plus 2,55 Euro in Briefmarken pro Liste an: 
HSt-Versandservice, Lerchenstr. 8, 86938 Schondorf

1) Einlagensicherung: 100 000 Euro pro Person, 

Fax-Abruf 09001…
je 3 Seiten pro Thema (1 Min.= 1,24 Euro)

Annuitätendarlehen 74 98 80 80 25
Ratenkredite 74 98 80 82 25
Tagesgeld 74 98 80 83 25
Sparbriefe 74 98 80 84 25
Festgeldanlage 74 98 80 85 25

FinanzStimme

Quelle: biallo.de                                 Stand: 12.01.2017

Trend:           leicht fallend

Deniz-Bank1 0,70 0,90 45,00
Vakifbank International1 0,70 0,90 45,00
ABC Bank 0,50 0,70 35,00
Debeka Bausparkasse 0,35 0,65 32,50
Amsterdam Trade Bank1 0,30 0,60 30,07
Grenke Bank 0,35 0,60 30,00
IKB Dt. Industriebank 0,20 0,60 30,00
Ziraat-Bank 0,30 0,60 30,00
MoneYou1 0,50 0,50 25,00
Santander Cons. Bank 0,10 0,50 25,00
Garanti Bank Int.1 0,25 0,35 17,50
Oyak Anker Bank 0,25 0,35 17,50
Mercedes-Benz Bank 0,15 0,30 15,00
BMW Bank 0,10 0,25 12,50
Norisbank  0,20 10,00
Targobank Heilbronn  0,20 10,00
VON ESSEN Bank 0,10 0,20 10,00
Sparda-Bank BW  0,10 5,00
Deutsche Bank 0,05 0,05 2,50
Schlechtester Anbieter  0,002 0,10
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Bedeutung der Verbraucherzentralen weiter stärken
Beratung vor Ort ist wichtiges Instrument – Neben Neckarsulm kommt in der Region im Januar
eine Stelle in Schwäbisch Hall
RECHT Unstimmigkeiten bei der Tele-
fonrechnung,  ein  ungewolltes  kosten-
pflichtiges  Abo statt  Gratis-Mitglied-
schaft bei einer Online-Partnerbörse, ein
viel höherer Preis bei einer Online-Flug-
buchung als ursprünglich ausgewiesen
oder  auch  eine  Versicherung,  die  im
Leistungsfall  nicht  zahlen will.  Wenn
Bürger  plötzlich  richtig  Ärger  haben,
finden sie unter anderem bei  der Ver-
braucherzentrale Hilfe.  „Die Verbrau-
cherzentrale Baden-Württemberg hat für
2016 eine positive Entwicklung in ihren
Beratungs-  und  Kontaktzahlen“,  sagt
Cornelia Tausch, Vorstand der Verbrau-
cherzentrale  Baden-Württemberg.
„Auch  die  Anzahl  der  Beratungen  in
Neckarsulm  ist  2016  gegenüber  dem
Vorjahr um rund 200 gestiegen“,  sagt
Cornelia  Tausch weiter.
„Verbraucherzentralen – nie waren sie
wichtiger als heute“, davon ist  Martin
Grath, Sprecher für Verbraucherschutz
der Landtagsfraktion der Grünen, über-
zeugt.  Zusammen  mit  Abgeordneten-
Kollegen  besuchte  er  die  Beratungs-
stelle  in  Neckarsulm.  Und  die  Grüne

Martina Braun, Vorsitzende des Arbeits-
kreises Ländlicher Raum und Verbrau-
cherschutz, legt nach: „Wichtig ist für
uns, dass der Verbraucherschutz in den
Städten  verankert  ist,  und  Bürger  vor
Ort Zugang zu Beratungsstellen haben.“
Dabei ist die Stelle in Neckarsulm keine
Selbstverständlichkeit. In ganz Baden-
Württemberg gibt es gerade einmal zehn
dieser  Anlaufstellen.  In  der  Zweirad-
stadt finden Bürger Angebote zu allen
Arten von Versicherungen,  Altersvor-
sorge,  Telekommunikation,  Internet-
und Verbraucherrecht sowie eine regel-
mäßige Energieberatung.
Noch relativ jung sind Kooperationen
der  Verbraucherzentrale  Neckarsulm
mit der Fachhochschule Heilbronn und
mit dem Landeskriminalamt sowie der
Polizei vor Ort, etwa mit gemeinsamen
Aktionen,  wie  Vorträgen  und  Info-
Stände zu Betrug und Sicherheit. Natür-
lich ist  die Beratung vor Ort persönli-
cher, hier gibt es auch zahlreiche Ratge-
ber und kostenlose Broschüren zu vie-
len  Themen.  Doch  die  Beratung  am
Telefon oder per E-Mail ist ebenso gut,

denn die Fachberater sind die gleichen.
Finanziert wird die Arbeit der Verbrau-
cherschützer unter anderem durch das
Land und das Verbraucherministerium,
aber auch durch die Kommunen und die
Einnahmen aus  der  Beratungsarbeit  –
denn diese  ist  nicht  kostenlos.
Neue Anlaufstellen Für Martin Grath ist
klar, dass der beste Verbraucherschutz
informierte und aufgeklärte Bürger sind.
Im Koalitionsvertrag mit  der  CDU ist
vereinbart, die Verbraucherzentralen zu
stärken, wie er sagt. Und er sichert zu,
das auf jeden Fall voranzutreiben. Zwei
passende Erfolge hat  Cornelia Tausch
dazu zu vermelden. „Das Angebot der
Verbraucherzentrale  Baden-Württem-
berg konnte  im Oktober  2016 mit  der
neuen Beratungsstelle in Reutlingen und
wird  im  Januar  2017  mit  der  neuen
Beratungsstelle in Schwäbisch-Hall nun
auch  Verbraucherinnen  und  Verbrau-
chern zugänglich, die bislang kein orts-
nahes Angebot hatten.“

Abbildung: Cornelia Tausch von der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg (Mitte) mit Abgeordneten der Grünen
und Fachberaterinnen der VZ in Neckarsulm. Foto: Isabell Voigt
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Bürgerdialog mit Winfried Hermann
Am ersten Tag ihrer Klausur trafen sich die Grünen am Dienstagabend in Neckarsulm mit
Bürgern zu einem ungezwungenen Austausch. Gefragtester Teilnehmer des Bürgerdialogs war
Verkehrsminister Winfried Hermann.
An zahlreichen Stehtischen standen aber
auch andere Regierungsmitglieder und
Experten aus den Reihen der Grünen-
Fraktion zum Gespräch bereit. Die The-
men reichten von Finanzen über Sicher-

heit  bis zu Sozialem. Auch zahlreiche
Bürgervertreter  aus  den  umliegenden
Kommunen nutzten die Gelegenheit, die
Politiker persönlich anzusprechen.

Wörter: 69
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Gewerbeflächen gesucht
Vor allem in Autobahnnähe

suchen Unternehmen
Grundstücke. Seite 23 21Donnerstag,

12. Januar 2017REGION Heilbronn

Von Heike Kinkopf

Kommentar

Ohne Ausnahme
Senioren suchen Körperkontakt
zum Pflegepersonal, sie verlieben
sich in Schwester Beate und Pfleger
Micha. Sie finden in Mitbewohnern
Partner. Wer Eltern in einem Heim
untergebracht hat, kennt solche Si-
tuationen. Menschen kommt ihre
Sexualität nicht einfach abhanden,
nur weil sie alt geworden oder weil
sie behindert sind.

Der Gedanke der Grünen-Politi-
kerin, sexuelle Dienstleistungen fi-
nanziell zu unterstützen, wirft die
Frage auf, inwieweit wir alten, de-
menten und/oder behinderten
Menschen tatsächlich ihr Recht auf
eine selbstbestimmte Sexualität zu-
gestehen. Es geht um deren Wün-
sche nach Zuneigung, Umarmun-
gen und Berührungen. Es steht au-
ßer Frage, dass Pflegepersonal und
Betreuer nicht dafür herhalten. Klar
ist: Jedem ist es erlaubt, für Sex und
Intimität Geld zu zahlen. Prostituti-
on ist nicht verboten.

Auf einem anderen Blatt steht, ob
der Staat oder die Krankenkassen
bei Alten und Behinderten die Kos-
ten für Sexdienstleistungen über-
nehmen sollen. Die Antwort lautet:
Nein. Senioren und Behinderte ha-
ben das Recht, ihre Bedürfnisse aus-
zuleben, ohne dass ihnen Steine in
den Weg gelegt werden. Wer dazu
eine sexuelle Dienstleistung einkau-
fen möchte oder auch muss, sollte
sie aus dem eigenen Portemonnaie
bezahlen – so wie jeder andere Kun-
de auch. Was Bewohner von Pflege-
heimen und Behinderteneinrich-
tungen viel mehr brauchen, sind
Rückzugsorte und Privatsphäre.

@ Ihre Meinung?
heike.kinkopf@stimme.de

Sexuelle Bedürfnisse gehören zum
Menschen dazu – unabhängig da-

von, ob er alt oder behindert ist.

Straßen, Sicherheit, Soziales
Grüne diskutieren mit FunktionärGrüne diskutieren mit FunktionärGrüne diskutier en und Büren mit Funktionären und Büren mit Funktionär geren und Bürgeren und Bür n über aktuelle Themengern über aktuelle Themenger

Von unserem Redakteur
Christian Gleichauf

NECKARSULM Am ersten Tag ihrer
Klausur traf sich die Landtagsfrakti-
on der Grünen am Dienstagabend in
der Neckarsulmer Ballei mit Bür-
gern zum ungezwungenen Aus-
tausch. An Stehtischen standen Re-
gierungsmitglieder und Partei-Ex-
perten zum Gespräch bereit. Die
Themen reichten von Finanzen über
Sicherheit bis zu Sozialem.

Chance genutzt Statt eines Bür-
gerdialogs wurde es teilweise zum
Bürgervertreter-Dialog: Bürger-
meister und Gemeinderatsmitglie-
der aus der Region nutzten die Gele-
genheit, die Landespolitiker persön-
lich anzusprechen. Gefragtester
Teilnehmer war dabei Verkehrsmi-
nister Winfried Hermann. Oed-
heims Rathauschef erkundigte sich

bei ihm nach der möglichen Finan-
zierung eines geplanten Kreisels an
der Landesstraße 1088. Offenaus
Schultes Michael Folk wollte die Si-
tuation an der B 27 besprechen. Ne-
ckarsulms OB Steffen Hertwig nutz-
te sein Grußwort, um darauf hinzu-
weisen, dass die Zahl der Einpendler

nach Neckarsulm innerhalb von vier
Jahren von 29 000 auf 33 000 gestie-
gen ist. Und diese Zahlen würden
weiter steigen.

Die Neckarsulmer Grünen-Ver-
treter setzten ebenfalls Hoffnungen

in ihren Verkehrsminister. Denn die
Pläne, in Neckarsulm eine weitere
Anschlussstelle an die Bundesstra-
ße zu bauen, gehen ihnen deutlich
zu weit. Kommende Woche haben
sie dazu noch einen Termin im Ver-
kehrsministerium.

Doch im Klein-Klein der örtli-
chen Situation mochte sich Her-
mann nicht verheddern. Ihm ging es
um die großen Linien. Klimaschutz
sieht er als zentrales Problem beim
Verkehr. Züge müssten pünktlicher
fahren. Überraschend deutlich sag-
te er aber auch: „Moderne Verkehrs-
politik ist nicht Fahrradpolitik oder
ÖPNV-Politik, sondern auch Stra-
ßenpolitik.“

Überhaupt haben sich die Grü-
nen aufgemacht, neue Themen auf-
zugreifen. Fraktionschef Andreas
Schwarz rückte die Sicherheitspoli-
tik in seiner kurzen Rede in den Mit-
telpunkt. Zusätzliche Stellen für die
Polizei werde es mit den Grünen ge-
ben. Und sie wollen sich um die so-
genannten Gefährder kümmern.
Kein klassisches grünes Thema.
Hinter verschlossenen Türen soll
das ausgiebig diskutiert werden.

Zufrieden Neben zahlreichen Bür-
gern waren es auch Funktionäre, die
hier den direkten Kontakt nutzten.
Stefan Schneider, Chef der Caritas
Heilbronn-Hohenlohe, unterhielt
sich mit Sozialminister Manne Lu-
cha über die Stärkung des ländli-
chen Raums. Auch die Situation im
sozialen Wohnungsbau ist für
Schneider unbefriedigend. Am
Ende freute er sich, ein offenes Ohr
erreicht zu haben. „Mehr war jetzt
auch nicht zu erwarten.“

Bürgerdialog: Fraktionschef Andreas
Schwarz erläutert die neue Ausrichtung
der Grünen. Fotos: Heibel/Gleichauf

„Moderne Verkehrspolitik
ist nicht Fahrradpolitik
oder ÖPNV-Politik, son-

dern auch Straßenpolitik.“
Winfried Hermann

Horst Strümann zeigt Verkehrsexperte
Thomas Hentschel die Situation in Ne-
ckarsulm. Dahinter Winfried Hermann.

Lust und Liebe auch im Heim
REGION Sexualität von Alten und Behinderten stellt Einrichtungen vor Herausforderten stellt Einrichtungen vor Herausforderten stellt Einrichtungen vor Herausfor ungen

Von unserer Redakteurin
Heike Kinkopf

Sex auf Rezept. Unter diesem
Stichwort flammt die Diskus-
sion über Finanzhilfen für

Pflegebedürftige und Behinderte
immer wieder mal auf. Bezahlte
Prostitution im Altenheim oder in
Einrichtungen für Behinderte findet
Befürworter und Gegner. Einrich-
tungsleiter halten es grundsätzlich
für wichtig, sexuelle Bedürfnisse
nicht zu tabuisieren.

„Es ist ein wichtiges Thema“, sagt
beispielsweise André Ettl, Ge-
schäftsführer des Vereins Atoll in
Heilbronn, der Wohngruppen für
Körperbehinderte betreut. „Es ge-
hört in die Öffentlichkeit“, bestätigt
Ingo Pezina, Geschäftsführer des
Lebenshilfe-Landesverbands in Ba-
den-Württemberg.

Sex gehört zum Menschsein. Se-
nioren und Behinderte machen da
keine Ausnahme. Früher, vor etwa

20 Jahren war ein Bordellbesuch
nichts Ungewöhnliches, erinnert
sich Ettl. Das Milieu sei aber sicher
nicht jedermanns Sache. Ein adä-
quates Angebot für körperbehinder-
te Frauen gebe es dort ohnehin
nicht. Heute weiß Ettl aktuell von ei-
nem Bewohner, „zu dem eine Dame

nach Hause kommt“. Eine Dienst-
leistung, die nicht unbedingt zum
kleinen Preis zu haben ist. Einer fi-
nanziellen Unterstützung steht der
Atoll-Geschäftsführer deshalb
grundsätzlich aufgeschlossen ge-
genüber. „Es wäre vielleicht ein Sig-
nal“, dass auch Behinderte ein
Recht auf ihre Sexualität haben. „Ein
Pflegeheim ist kein Freudenhaus“,

wehrt hingegen Bettina Zipp ab. Die
Leiterin des Pflegeheims Haus an
der Sägmühl in Ittlingen erteilt der
Idee eine Absage. Das heißt nicht,
dass Sexualität für ihre Bewohner
keine Rolle spielt. „Im ungünstigs-
ten Fall äußert sie sich zum Beispiel
darin, dass ein Bewohner, der im
Bett gewaschen wird, eine Morgen-
erektion hat.“ Damit müssen Mitar-
beiter umgehen. In der regelmäßi-
gen Supervision sprechen die Mitar-
beiter bei Bedarf über konkrete Er-
eignisse.

Etwas anderes ist es Zipp zufolge,
wenn sich Bewohner verlieben oder
ein Paare werden. Der Wunsch nach
Nähe und Berührung löst sich nicht
mit Erreichen einer bestimmten Al-
tersgrenze im Nichts auf. Paare er-
fahren von Zipp und ihrem Team Un-
terstützung. „Wir haben schon Be-
wohner zum Standesamt begleitet.“

Menschen mit Behinderung sol-
len ihre Sexualität ausleben können,
bekräftigt Ingo Pezina von der Le-

benshilfe. Diese unterstützt Bezie-
hungen und begleitet auch geistig
behinderte Paare, die Eltern wer-
den. Wichtig sei für die Mitarbeiter
in den Einrichtungen dabei einzu-
schätzen, ob die Betreffenden etwas
wirklich wollen oder einfach nur mit-

machen. „Das ist eine pädagogische
Aufgabe, die gelernt wird.“

Kein Tabu: „Sexualität und sexu-
elle Bedürfnisse sind ein sehr indivi-
duelles und sensibles Thema“, heißt
es beim Deutschen Roten Kreuz in
Baden-Württemberg. „Dies gilt
auch für betagte und behinderte
Menschen.“ Aufgabe der Fachkräfte
sei die individuelle Fürsorge, die
den sensiblen Umgang mit sexuel-
len Bedürfnissen einschließt.

Rahmen Einer Finanzhilfe für Sex-
dienstleistungen steht Jennifer
Bartz aufgeschlossen gegenüber.
Die Leiterin des ASB-Pflegeheims in
Schwaigern denkt dabei weniger an
ihre betagte Klientel – der Alters-
durchschnitt liegt bei 83, 84 Jahren –
sondern an Behinderte. „Jeder hat
das Recht auf seine Sexualität.“
Wenn alles in einem „ordentlichen
Rahmen“ abläuft, meint Bartz, „wa-
rum nicht?“
Kommentar „Ohne Ausnahme“

Das Bedürfnis nach körperlicher Nähe und der Wunsch nach Zweisamkeit unterliegen keiner Altersbeschränkung. Foto: Photographee.eu/Fotolia

„Ein Pflegeheim ist kein
Freudenhaus.“

Bettina Zipp

Politischer Vorstoß
Die Idee der Grünen-Bundestagsab-
geordneten Elisabeth Scharfenberg,
sexuelle Dienstleistungen für Pflege-
bedürftige und Behinderte finanziell
zu fördern, wurde in der Vergangen-
heit wiederholt diskutiert. Das Bun-
desgesundheitsministerium von
Minister Hermann Gröhe (CDU) geht
auf Distanz. „Die Leistungen der
Krankenkasse sind auf die Vorbeu-
gung und Behandlung von Erkran-
kungen gerichtet“, teilt die Presse-
stelle mit. Sexuelle Dienstleistungen
dagegen steigerten in erster Linie die
Lebensqualität. kik

ANZEIGE ■
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Was hält unser Land zusammen?
Sicherheitspolitik Landtagsabgeordneter Martin Grath trägt die grünen Positionen zur Terror-
Bekämpfung mit.
Die Sicherheitsfrage war angesichts der
Anschläge  und  Terror-Akte  auch  in
Deutschland bei der dreitägigen Klau-
surtagung der grünen Landtagsfraktion
in  Neckarsulm  diese  Woche  das  vor-
herrschende Thema. Das berichtet  der
Heidenheimer  Landtagsabgeordnete
Martin  Grath,  der  die  beschlossenen
Positionen seiner Partei mitträgt. "Wir
wollen keinen Überwachungsstaat, aber
es  gibt  keine Freiheit  ohne Sicherheit
und  umgekehrt",  sagt  Grath.  Deshalb
zeigt auch er sich diskussionbereit, was
Positionen angeht,  von denen sich die
Grünen bislang eher distanziert hatten.
Unter anderen nennt er die Videoüber-
wachung. Diese werde es nicht überall
geben,  aber  an  bestimmten  Stellen
schon. Die 20 zusätzlichen Stellen für
den Landesverfassungsschutz befürwor-
tet er dabei ebenso wie die Möglichkeit
einer Fußfessel für potenzielle Gefähr-
der. Vorratsdatenspeicherung? Da sei er
grundsätzlich dagegen, versichert Grath,
nicht  ohne  sich  jedoch  im  Nachsatz
einen  Option  offen  zu  halten.  "Bei
bestimmten  Dingen  werden  wir  auch
Mittel und Wege öffnen müssen, die wir

bislang  nicht  gegangen  sind."  Mehr
sichere Herkunftsländer Die Maghreb-
Staaten als sichere Herkunftsländer ein-
stufen? "Ich bin dafür", sagt Grath, der
sich in großen Teilen in den Positionen
von  Minis te rpräs ident  Winfr ied
Kretschmann  wiederfindet.  Apropos
Kretschmann:  "Die Grünen in  Baden-
Württemberg  machen  es  vor,  wie  ein
Land regiert werden kann", sagt Grath
und  ist  sich  nach  der  Klausur  sicher,
dass  die  Landes-Grünen  im bevorste-
henden Bundestagswahlkampf eine tra-
gende Rolle übernehmen werden. Dazu
gehört für ihn auch, dass die Grünen in
Zeiten ohne Not keine unnütze Steuer-
debatte anzetteln werden. "Eine höhere
Vermögenssteuer? Da wäre ja die Erhe-
bung höher als das, was am Ende raus-
kommt." Grath selbst hat nach der Klau-
surtagung einige Denkanstöße mit nach
Hause  genommen.  Eine  der  leitenden
Fragen  wird  für  ihn  dabei  sein:  "Gut
zusammen leben, was hält  unser Land
zusammen?" Mit der Beantwortung will
er sich eingehend beschäftigen. Denn er
ist sich sicher, dass die Antwort wichtig
sein  wird  für  eine  friedliche  Zukunft.

Große Küchen - gutes Essen Angesichts
seiner  Zuständigkeiten  in  der  grünen
Fraktion  hat  Grath  die  Klausur  in
Neckarsulm genutzt,  um als  verbrau-
cherpolitischer Sprecher mit Vertreterin-
nen  der  Verbraucherzentrale  zu  spre-
chen. "Diese Einrichtungen sind wert-
voller denn je." Deshalb will Grath eine
Initiative starten, um die Verbraucher-
zentralen  im Land  finanziell  auf  eine
solide Grundlage zu stellen. Einsetzen
will sich Grath für die Umsetzung sei-
nes persönlichen Leuchtturm-Projekts
"Große Küchen - gutes Essen". Er wolle
erreichen, dass zumindest in den landes-
eigenen  Kantinen  und  Küchen  mit
regionalen und biologischen Nahrungs-
mitteln gekocht wird. "Das würde auch
unserer Landwirtschaft helfen", ist sich
Grath  der  positiven  Auswirkungen
sicher. Zehn Pilotbetriebe hätten diese
Art der Küche im Herbst bereits gete-
stet  -  mit  positivem  Ergebnis.  Die
Umsätze in allen teilnehmenden Kanti-
nen seien gestiegen und das Wegwerfen
von Lebensmitteln sei weniger gewor-
den.
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Land will S-Bahnen und Co. fördern
Die Fraktionen von Grünen und CDU sind für höhere Investitionen, Details müssen sie aber
noch klären.
In den nächsten Tagen wollen die Frak-
tionschefs  von  Grünen  und  CDU,
Andreas Schwarz und Wolfgang Rein-
hart, Übereinstimmung über Zusatzaus-
gaben im Haushalt 2017 erzielen. Neben
der Innenpolitik steht der Verkehrsbe-
reich  im  Fokus.  Die  Grünen  betonen,
dass das Land auf ihr Drängen hin den
Städten bei der Beschaffung von Schie-
nenfahrzeugen  für  kommunale  Netze
helfen wird. Konkret soll der neue Topf
für kommunale Sanierungsmaßnahmen,
der  2017 vom Land mit  40  Millionen
Euro gefüllt  wird,  auch für die Schie-
nenfahrzeugförderung  offen  stehen.
"Das  ist  uns  ein  wichtiges  Anliegen",
sagte  Schwarz.  Details  müssten  noch
geklärt  werden.
Als gesichert gilt, dass das Land für die-
sen  Bereich  2017  einen  zweistelligen
Millionenbetrag zur Verfügung stellen
will. Die CDU macht sich für bis zu 25
Millionen Euro stark. Damit reagieren
die  Koalitionsfraktionen  auf  mehrere
Brandbriefe betroffener Kommunen. So
hatten die Oberbürgermeister von Stutt-
gart,  Mannheim,  Karlsruhe,  Freiburg,
Ulm,  Heidelberg und Heilbronn Ende
November 2016 in einem Brief an den
grünen  Ministerpräsidenten  Winfried

Kretschmann gewarnt, dass ihre Städte
bei der Weiterentwicklung der kommu-
nalen  Schienenverkehrssysteme  vor
"unlösbaren  finanziellen  Aufgaben"
stünden. So müssten allein für die Stadt-
bahn- und Straßenbahnfahrzeuge in den
großen  kommunalen  Schienennetzen
ihrer Städte jährlich insgesamt rund 100
Millionen Euro investiert werden. Allein
könnten  die  Kommunen  den  Erneue-
rungsbedarf  aber  nicht  stemmen.
Neuer Brandbrief
In dieser Woche erreichte Kretschmann
ein weiterer Brief, diesmal unterzeich-
net vom Stuttgarter OB Fritz Kuhn und
den Landräten von Esslingen, Ludwigs-
burg, Böblingen und dem Rems-Murr-
Kreis. In dem Schreiben, das dieser Zei-
tung ebenfalls vorliegt, bitten die Ver-
treter der von starken Belastungen mit
Feinstaub  und  Stickoxiden  geplagten
Region Stuttgart das Land noch einmal
"dringend", im Haushalt "konkrete Mit-
tel" für die seit 2004 ausgesetzte Lan-
desförderung für kommunale Schienen-
fahrzeuge  zu  hinterlegen.  "Ohne
Zuschüsse seitens des Landes", warnen
die Kommunalpolitiker, "ist eine Finan-
zierung  von  Ersatzbeschaffung  nur
schwer  möglich."

Auf  der  Wunschliste  der  Regierungs-
fraktionen  stehen  noch  weitere  Ver-
kehrsmaßnahmen. Aufgrund der Steuer-
schätzung  vom  November  2016,  die
dem  Land  für  2017  Einnahmen  über
Plan vorhersagte, sind offenbar Zusat-
zinvestitionen  möglich.  "Wir  werden
auch mehr Mittel für die Sanierung von
Straßen und Brücken sowie für die Pla-
nung  des  Straßenbaus  zur  Verfügung
stellen",  sagte  Schwarz.  In  welcher
Höhe, ist  indes noch Verhandlungssa-
che. Es gebe "vier, fünf Investitionsbe-
reiche",  über  die  beide  Seiten  noch
Einigkeit erzielen müssten, sagte Rein-
hart.  Der  CDU dringt  dabei  auch  auf
Zusatzmittel  von  bis  zu  18  Millionen
Euro  für  den  Aus-  und  Neubau  von
Ortsumgehungen; sie ist zudem verär-
gert,  dass  Verkehrsminister  Winfried
Hermann (Grüne)  2016 nicht alle Bun-
desmittel für den Straßenbau abgerufen
hat. "Das kann nicht sein", sagte Rein-
hart, der die Förderung der Verkehrsin-
frastruktur  zur  "DNA"  der  CDU
erklärte. Bis Mitte nächster Woche woll-
ten beide Seiten Klarheit über die Ver-
teilung zusätzlicher Etatmittel erzielen.  
Roland Muschel
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Land will S-Bahnen und Co. fördern
Mobilität  Die Fraktionen von Grünen
und CDU sind für höhere Investitionen,
Details müssen sie aber noch klären.
Stuttgart.  In den nächsten Tagen wol-
len die Fraktionschefs von Grünen und
CDU, Andreas Schwarz und Wolfgang
Reinhart ,  Übereinstimmung  über
Zusatzausgaben im Haushalt 2017 erzie-
len.  Neben  der  Innenpolitik  steht  der
Verkehrsbereich im Fokus. Die Grünen
betonen, dass das Land auf ihr Drängen
hin den Städten bei der Beschaffung von
Schienenfahrzeugen  für  kommunale
Netze helfen wird. Konkret soll der neue
Topf  für  kommunale  Sanierungsmaß-
nahmen,  der  2017  vom  Land  mit  40
Millionen Euro gefüllt  wird,  auch für
die  Schienenfahrzeugförderung  offen
stehen. "Das ist uns ein wichtiges Anlie-
gen",  sagte  Schwarz.  Details  müssten
noch geklärt  werden.
 Als  gesichert  gilt,  dass  das  Land  für
diesen Bereich 2017 einen zweistelli-
gen Millionenbetrag zur Verfügung stel-
len will. Die CDU macht sich für bis zu
25 Millionen Euro stark. Damit reagie-
ren die Koalitionsfraktionen auf meh-
rere  Brandbriefe  betroffener  Kommu-
nen.  So hatten  die  Oberbürgermeister
von  Stuttgart,  Mannheim,  Karlsruhe,
Freiburg,  Ulm,  Heidelberg  und  Heil-

bronn Ende November 2016 in einem
Brief an den grünen Ministerpräsiden-
ten  Winfried  Kretschmann  gewarnt,
dass ihre Städte bei der Weiterentwick-
lung  der  kommunalen  Schienenver-
kehrssysteme vor "unlösbaren finanziel-
len  Aufgaben"  stünden.  So  müssten
allein für die Stadtbahn- und Straßen-
bahnfahrzeuge in den großen kommuna-
len Schienennetzen ihrer Städte jährlich
insgesamt  rund  100  Millionen  Euro
investiert  werden.  Allein  könnten  die
Kommunen den Erneuerungsbedarf aber
nicht stemmen.
Neuer Brandbrief
In dieser Woche erreichte Kretschmann
ein weiterer Brief, diesmal unterzeich-
net vom Stuttgarter OB Fritz Kuhn und
den Landräten von Esslingen, Ludwigs-
burg, Böblingen und dem Rems-Murr-
Kreis. In dem Schreiben, das dieser Zei-
tung ebenfalls vorliegt, bitten die Ver-
treter der von starken Belastungen mit
Feinstaub  und  Stickoxiden  geplagten
Region Stuttgart das Land noch einmal
"dringend", im Haushalt "konkrete Mit-
tel" für die seit 2004 ausgesetzte Lan-
desförderung für kommunale Schienen-
fahrzeuge  zu  hinterlegen.  "Ohne
Zuschüsse seitens des Landes", warnen
die Kommunalpolitiker, "ist eine Finan-
zierung  von  Ersatzbeschaffung  nur

schwer möglich." Auf der Wunschliste
der Regierungsfraktionen stehen noch
weitere  Verkehrsmaßnahmen.  Auf-
grund der Steuerschätzung vom Novem-
ber 2016, die dem Land für 2017 Ein-
nahmen  über  Plan  vorhersagte,  sind
offenbar  Zusatzinvestitionen möglich.
"Wir werden auch mehr Mittel für die
Sanierung  von  Straßen  und  Brücken
sowie für die Planung des Straßenbaus
zur Verfügung stellen", sagte Schwarz.
In  welcher  Höhe,  ist  indes  noch  Ver-
handlungssache.  Es  gebe  "vier,  fünf
Investitionsbereiche",  über  die  beide
Seiten noch Einigkeit erzielen müssten,
sagte Reinhart.  Der CDU dringt dabei
auch auf Zusatzmittel von bis zu 18 Mil-
lionen Euro für den Aus- und Neubau
von Ortsumgehungen; sie ist zudem ver-
ärgert, dass Verkehrsminister Winfried
Hermann (Grüne) 2016 nicht alle Bun-
desmittel für den Straßenbau abgerufen
hat. "Das kann nicht sein", sagte Rein-
hart, der die Förderung der Verkehrsin-
frastruktur  zur  "DNA"  der  CDU
erklärte. Bis Mitte nächster Woche woll-
ten beide Seiten Klarheit über die Ver-
teilung zusätzlicher Etatmittel erzielen.
 Roland Muschel
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Regierung will in Verkehr investieren
Grüne und CDU wollen Kommunen beim Straßenbau und Kauf  von Schienenfahrzeugen
unterstützen
Von Roland Muschel
STUTTGART. Die Fraktionschefs von
Grünen  und  CDU,  Andreas  Schwarz
und Wolfgang Reinhart, wollen in den
nächsten Tagen Übereinstimmung über
mögliche Zusatzausgaben erzielen, die
im Haushalt 2017 verankert werden sol-
len.  Neben  der  Innenpolitik,  bei  der
beide Seiten nach ihren Klausurtagun-
gen weitgehend an einem Strang ziehen,
steht  vor  allem  ein  Thema  im  Fokus:
Verkehr.
 Die Grünen betonen, dass das Land auf
ihr Drängen hin den Kommunen bei der
Beschaffung von Schienenfahrzeugen
für kommunale Netze helfen wird. Kon-
kret soll der Topf für kommunale Sanie-
rungsmaßnahmen, der 2017 vom Land
mit  40  Millionen  Euro  gefüllt  wird,
nicht nur für klassische Sanierungsmaß-
nahmen offen stehen, sondern auch für

die Schienenfahrzeugförderung.
Details  müssen  noch  geklärt  werden.
Als gesichert gilt, dass das Land für die-
sen Bereich einen zweistelligen Millio-
nenbetrag  zur  Verfügung  stellen  will.
Die CDU macht sich für bis zu 25 Mil-
lionen Euro stark. Damit reagieren die
Fraktionen  auf  mehrere  Brandbriefe
betroffener Kommunen. Die Oberbür-
germeister  von  Stuttgart,  Mannheim,
Karlsruhe,  Freiburg,  Ulm,  Heidelberg
und Heilbronn hatten in einem gemein-
samen Brief an Ministerpräsident Win-
fried  Kretschmann gewarnt,  dass  ihre
Städte in Sachen Schienenverkehr vor
nicht  zu  bewältigenden  Investitionen
stünden.
In dieser Woche erreichte Kretschmann
ein weiterer Brief. In dem Schreiben bit-
ten Vertreter der von Belastungen mit
Feinstaub  und  Stickoxiden  geplagten

Region Stuttgart das Land dringend, im
Haushalt  konkrete  Mittel  für  die  seit
2004 ausgesetzte Landesförderung für
kommunale Schienenfahrzeuge zu hin-
terlegen.
Auf  der  Wunschliste  der  Regierungs-
fraktionen stehen weitere Verkehrsmaß-
nahmen, Steuerschätzungen sehen gut
aus. „Wir werden auch mehr Mittel für
die Sanierung von Straßen und Brücken
sowie für die Planung des Straßenbaus
zur Verfügung stellen“,  sagt  Schwarz.
Die CDU dringt auch auf Zusatzmittel
von bis  zu 18 Millionen Euro für  den
Aus- und Neubau von Ortsumgehungen
–  und  zeigt  sich  verärgert,  dass  der
grüne Verkehrsminister Winfried Her-
mann 2016 nicht alle Bundesmittel für
den Straßenbau abgerufen hat.

Wörter: 295

© 2017 PMG Presse-Monitor GmbH



16.01.2017

.

2 Schwäbische Zeitung Samstag, 14. Januar 2017WIR IM SÜDEN

Als rassistisch, ungerecht und kurzsichtig ha-
ben Demonstranten die Pläne kritisiert, künftig
von internationalen Studenten Studiengebüh-
ren zu kassieren. „Alle Menschen haben ein
Recht auf ein gebührenfreies Studium – hier und
überall“, sagte Kurt Stiegler vom Aktionsbünd-
nis gegen Studiengebühren am Freitag bei einer

Kundgebung in Stuttgart. Nach Angaben der
Veranstalter protestierten 400, nach Schätzung
der Polizei 200 Menschen gegen den Gesetzent-
wurf. Wissenschaftsministerin Theresia Bauer
(Grüne) verteidigte das Vorhaben, junge Akade-
miker aus dem Nicht-EU-Ausland künftig pro
Semester 1500 Euro zahlen zu lassen. Das Geld

fließe in eine bessere Betreuung ausländischer
Studenten. Bauer: „Wir wollen mehr Internatio-
nalisierung, nicht weniger.“ Derzeit studieren
über 20 000 junge Menschen aus Nicht-EU-
Ländern in baden-württembergischen Hoch-
schulen; Chinesen stellen mit rund einem Vier-
tel die größte Gruppe. (lsw) FOTO: DPA

Studenten protestieren gegen Gebühren an Hochschulen

STUTTGART - Geht es nach der
grün-schwarzen Landesregierung,
dürfen bald auf vielen Äckern und
Grünflächen Solaranlagen gebaut
werden. Eine entsprechende Verord-
nung haben die Minister von Grünen
und CDU bereits abgesegnet, nun
haben Verbände und andere Betrof-
fene bis Ende Januar Zeit, dazu Stel-
lung zu nehmen. Naturschützer und
Landwirte kritisieren die Pläne zum
Teil scharf.

Bislang dürfen Photovoltaikzellen
nur entlang von Schienen und Auto-
bahnen gebaut werden, außerdem
auf ehemaligen Militärgeländen. Der
grüne Umweltminister Franz Unter-
steller will nun landesweit
900 000 Hektar zusätzlich freige-
ben. Das sind etwa zwei Drittel aller
landwirtschaftlichen Flächen in Ba-
den-Württemberg. Es handelt sich
dabei um „benachteiligte Gebiete“ –
also Äcker und Wiesen, die theore-
tisch wegen Lage oder Bodenkonsis-
tenz als weniger ertragreich einge-
stuft werden. Praktisch führt der Be-
griff in die Irre: In der Vergangenheit
wurden zahlreiche durchaus gute
Böden als „benachteiligt“ ausgewie-
sen. So konnte das Land die betroffe-

nen Bauern in strukturschwachen
Gebieten fördern.

Damit Baden-Württemberg nicht
unter einem Solarteppich ver-
schwindet, haben die Experten eine
Grenze gezogen. Pro Jahr dürfen nur
Anlagen mit einer Leistung von ins-
gesamt 100 Megawatt hinzugebaut
werden – derzeit gibt es Solarparks
mit einer Gesamtleistung von
343 Megawatt im Land. Damit kön-
nen jährlich maximal 200 Hektar neu
für Fotovoltaik genutzt werden. Das
entspricht laut Umweltministerium
gerade einmal 0,013 Prozent der ge-
samten landwirtschaftlichen Fläche.
Außerdem sollen Vorgaben sicher-
stellen, dass Schutzgebiete oder Flä-
chen, die wichtig für die Produktion
von Lebensmitteln sind, frei bleiben.

Viel Sonne, wenig Platz
Das Land begründet sein Vorhaben
so: Baden-Württemberg mit seinen
vielen Sonnenstunden habe mittler-
weile kaum noch Flächen frei für So-
larparks. Doch die brauche man, um
die von den Vereinten Nationen ver-
einbarten Ziele für den Klimaschutz
zu erreichen. Der Verein Solarclus-
ter Baden-Württemberg setzt sich
für die Photovoltaik im Land ein. Er
hat ausgerechnet, dass im Jahr 2015

nur 164 Megawatt an Solarkraft im
Land gebaut wurden. Nötig seien
aber 700 Megawatt jährlich. 

Anders als beim Bau von Windrä-
dern muss für eine Solaranlage ein
Bebauungsplan aufgestellt werden.
Daher haben Gemeinden mehr Mit-
sprache: Windräder können sie nicht
verhindern, Solarparks schon. 

Die Bauern im Land lehnen das
Vorhaben ab. „Wir befürchten, dass
große Investoren in den Markt ein-
greifen“, so Marco Eberle vom Lan-
desbauernverband (LBV). Dabei sei-
en Pachten und Kaufpreise ohnehin
schon hoch, darunter litten die Land-
wirte.

Ein Sprecher des Umweltminis-
teriums betont dagegen, die geplan-
ten Veränderungen böten Bauern
neue Einnahmequellen. Darauf
weist auch Carsten Tschamber, Ge-
schäftsführer des Solarclusters hin:
„Mit Sonnenenergie lässt sich deut-
lich mehr Geld verdienen als mit
Energiepflanzen wie Mais oder an-
deren Produkten.“

Der LBV bleibt skeptisch. „Wir
sehen nicht, wie der einzelne Land-
wirt profitieren soll“, sagt Fachrefe-
rent Eberle. Denn anders als Bauern
hätten große Investoren sehr viel
Geld. Bäuerliche Familienbetriebe

hätten oft keine ausreichend großen
Flächen für Solaranlagen.

Artenschutz kann profitieren
Die Naturschützer von BUND und
Nabu sind nicht grundsätzlich gegen
die Änderungen. „Aber wir sehen sie
sehr kritisch“, sagt Franz Pötter vom
BUND. Zum einen sinke der Druck,
Solaranlagen über verbauten Flächen
wie Parkplätzen zu installieren – was
sinnvoller sei, um keine weiteren Ge-
biete zu versiegeln. Außerdem for-
dern BUND und Nabu strenge Vorga-
ben. So soll etwa sichergestellt wer-
den, dass unter den Solarpanels arten-
schutzreiche Wiesen entstehen. Dann
hätte das Modell Vorteile, so Eberle.

Wesentlich härter geht Wolfgang
Epple von der Naturschutzinitiative
mit der Landesregierung ins Gericht:
„Weitere freie Naturflächen für die
Photovoltaik zu opfern, ist verant-
wortungslos, es gibt genug unge-
nutzte Flächen auf Gebäuden.“

Der Wangener CDU-Abgeordne-
te Raimund Haser, der an dem Plan
mitgearbeitet hat, sagt dagegen:
„Man kann nicht Atomkraftwerke
abschalten wollen, gegen konventio-
nelle Kraftwerke sein, gegen Wind-
räder protestieren und keine Solar-
parks wollen.“

Land gibt Flächen für Solarparks frei

Von Katja Korf
●

Landwirte und Naturschützer kritisieren Pläne von Grünen und CDU

STUTTGART - Die Regierungsfrak-
tionen von Grünen und CDU sind
sich in weiten Teilen bei den Groß-
themen Finanzen und innere Sicher-
heit einig. Wo sie 2017 eigene Akzen-
te setzen wollen, erklärten die bei-
den Vorsitzenden Andreas Schwarz
(Grüne) und Wolfgang Reinhart
(CDU) nach ihren Klausurtagungen
am Freitag in Stuttgart. 

Nach Kritik der Opposition zum
Landeshaushalt 2017 am Vortag (die
„Schwäbische Zeitung“ berichtete),
verteidigten am Freitag die beiden
Fraktionsvorsitzenden den ersten
gemeinsamen Etat. Grün-Schwarz
will in diesem Jahr mehr als 47 Milli-
arden Euro ausgeben und trotz ho-
hen Steuermehreinnahmen keine
Schulden tilgen, sondern durch In-
vestitionen „verdeckte Schulden“ et-
wa in der Infrastruktur abbauen.

● Verkehr/Infrastruktur
Die Grünen wollen 40 Millionen Eu-
ro zur Förderung der Elektromobili-
tät bereitstellen. Weitere 40 Millio-
nen Euro fließen in einen kommuna-
len Sanierungstopf. Mit dem Geld
können große Städte ausgediente
Busse und Bahnen ersetzen. Es darf
auch dafür eingesetzt werden, einen

verlässlichen Nahverkehrstakt zwi-
schen 5 und 24 Uhr einzurichten. Mit
den Mitteln könnten aber auch ande-
re Investitionen getätigt werden, sag-
te Fraktionschef Schwarz und nannte
als Beispiel den seit Jahren geplanten
Bau eines Polizeireviers in Ravens-
burg, der das bisherige, völlig maro-
de Gebäude ersetzen soll. 

Die CDU pocht hingegen auf
mehr Mittel zum Erhalt und Ausbau
von Straßen. In die Bürgerbusförde-
rung möchten CDU und Grüne glei-
chermaßen 100 000 Euro stecken.

● Wohnen
Schwarz und Reinhart betonten, dass
die Landeswohnraumförderung auf
250 Millionen Euro verdoppelt wer-

de – 181 Millionen Euro davon stehen
für Sozialwohnungen zur Verfügung.
Die Einkommensgrenze für einen
Wohnberechtigungsschein wird an-
gehoben und soll laut Reinhart dann
bei etwa 5500 Euro brutto liegen.

● Innere Sicherheit
Bei diesem Themenfeld sagte Rein-
hart über seinen grünen Koalitions-
partner: „Wir bewegen uns erfreuli-
cherweise aufeinander zu.“ Einig
sind sie sich darin, das Landesamt für
Verfassungsschutz mit 16 bis 20 wei-
teren Stellen zu stärken. Während
die Grünen dafür Stellen umwidmen
wollen, die für die Polizei vorgese-
hen sind, liebäugelt die CDU mit der
Schaffung neuer Stellen. Um Gefähr-

der besser überwachen zu können,
sollen mobile Einsatzkommandos
bessere Technik im Wert von einer
Million Euro bekommen.

Die Ausweitung der Videoüber-
wachung, auch mit intelligenter Aus-
wertungstechnik, soll geprüft wer-
den. Die Grünen seien bereit, alles
mitzutragen, was zur Verbesserung
der Sicherheit beitrage und verfas-
sungsrechtlich möglich sei, sagte
Schwarz. Symbolpolitik werde es
aber nicht geben. Auch elektronische
Fußfesseln für Gefährder wollen die
Grünen prüfen. 

● Sonstige Maßnahmen
Insgesamt hätte sich die CDU-Frakti-
on auf 34 Einzelmaßnahmen ver-
ständigt, sagte Reinhart. Dazu gehö-
re unter anderem ein kommunales
Präventionsprogramm gegen Woh-
nungseinbrüche in Höhe von
200 000 Euro. Mit 300 000 Euro sol-
len Stipendien für Medizinstudenten
vergeben werden, die sich dazu ver-
pflichten, für eine gewisse Zeit im
Ländlichen Raum zu arbeiten. Die
Grünen erklärten, dass der Aktions-
plan für Akzeptanz und Toleranz
fortgeführt werden soll, der Mittel
gegen die Diskriminierung von ho-
mosexuellen Menschen zur Verfü-
gung stellt.

Grün-Schwarz betont bei wichtigen Themen Einigkeit
Fraktionschefs stellen Schwerpunkte für 2017 vor – Augenmerk auf Landeshaushalt und innere Sicherheit

Wolfgang Reinhart (CDU).

Von Kara Ballarin
●

Andreas Schwarz (Grüne). FOTOS: DPA

ENGSTINGEN (ist/lsw) - Nach dem
Austritt von 1,5 Millionen Litern
Schadstoff aus einer Biogasanlage in
Engstingen (Landkreis Reutlingen)
ermitteln die Behörden weiter zu
den Hintergründen. Es bestehe der
Anfangsverdacht des unerlaubten
Betreibens von Anlagen, teilte die
Staatsanwaltschaft Tübingen auf
Anfrage am Freitag mit. 

Nach Angaben des Landkreises
Reutlingen hatte die seit 2007
laufende Anlage nach Umbauten
keine Betriebsgenehmigung mehr
und hätte nicht betrieben werden
dürfen. Aus dem defekten Gärbe-
hälter waren am Mittwoch übel-
riechende Schadstoffe ausgelaufen
und hatten Straßen, Keller und
einen nahe gelegenen Bachlauf
verschmutzt.

Betroffen von den Auswirkungen
des Unfalls war auch der Landkreis
Sigmaringen. Fachleute des Land-
ratsamtes fanden am Donnerstag
und Freitag in der Lauchert südlich
von Gammertingen etwa 35 tote
Fische. „Die Verunreinigung war
sichtbar und riechbar“, sagt der
Fachbereichsleiter Umwelt und
Arbeitsschutz des Landratsamtes,
Adrian Schiefer. Weitergehende
Auffälligkeiten seien aber trotz
umfassender Beobachtungen nicht
festgestellt worden.

Die Gesamthöhe des Schadens
sowie der Ursprung des Lecks sind
bislang unklar.

Kurz berichtet
●

Unfall in Biogas-Anlage: Eigentümer hatte
womöglich keine Betriebserlaubnis

Aus dieser Biogas-Anlage in Engs-
tingen sind wegen eines Defekts
Schadstoffe ausgelaufen. FOTO: DPA

Parkscheinautomat spuckt 
200 Euro in Münzen aus
MEMMINGEN (sz) - Ein 48 Jahre
alter Unterallgäuer hat an einem
Parkscheinautomaten in Memmin-
gen quasi den Jackpot gewonnen.
Als der Mann mit einem Fünf-Euro-
Schein in einem Parkhaus sein
Ticket lösen wollte, spuckte der
defekte Automat einen Berg von
Münzen aus – genau 201,50 Euro.
Der 48-Jährige brachte das zu viel
erhaltene Geld am Mittwochabend
umgehend auf die Wache, berichte-
te die Polizei am Freitag. Wer nun
auf ein ähnliches Erlebnis an dem
Automaten hofft, hat aber Pech
gehabt: „Der Defekt an dem Auto-
maten ist zwischenzeitlich be-
hoben“, betont die Polizei.

3577 Abschiebungen 
im Land gescheitert
STUTTGART (lsw) - Jede zweite
geplante Abschiebung ist im ver-
gangenen Jahr in Baden-Württem-
berg gescheitert – etwa an fehlen-
den Dokumenten. Es konnten
3577 Abschiebungen von abge-
lehnten Asylbewerbern nicht umge-
setzt werden, teilte das Innen-
ministerium am Freitag mit. Ins-
gesamt wurden aber mehr Men-
schen abgeschoben als 2015: Ihre
Zahl stieg von 2449 auf 3638. Die
Zahl der Ausreisepflichtigen ist
nach wie vor relativ hoch. Zuletzt
hatte das Innenministerium sie mit
rund 36 000 beziffert – Stand An-
fang November.

Zahl der Windräder
steigt weiter
STUTTGART (lsw) - Die Zahl der
neu aufgestellten Windräder im
Südwesten ist erneut gestiegen.
2016 sind insgesamt 120 Wind-
energieanlangen neu ans Netz ge-
gangen, wie Umweltminister Franz
Untersteller (Grüne) am Freitag in
Stuttgart mitteilte. Damit seien die
Zahlen aus dem Vorjahr nochmals
übertroffen worden. „Die im Land
installierte Leistung aus Wind-
energie ist zum Ende des Jahres auf
über ein Gigawatt angestiegen, das
entspricht der Leistung eines kon-
ventionellen Großkraftwerks.“
Windkraft soll bis 2020 einen Anteil
von zehn Prozent an der Strom-
erzeugung haben. 

59-Jähriger wegen Mord 
mit Hammer vor Gericht
KONSTANZ (lsw) - Wegen Mord an
seiner Ex-Ehefrau muss sich seit
Freitag ein 59-Jähriger vor dem
Landgericht Konstanz verantwor-
ten. Er soll die Frau im Juli 2016 in
deren neuer Wohnung im Schlaf
überrascht und mit mindestens
35 Hammerschlägen ins Gesicht
getötet haben. Die Frau hatte sich
nach Angaben des Gerichts von ihm
getrennt und soll einen neuen Part-
ner gehabt haben. Die Staatsanwalt-
schaft vermutet als Motiv Eifer-
sucht. Der Angeklagte gab beim
Prozessauftakt Erinnerungslücken
an. Er erinnere sich an nichts, sagte
er. Die Ehe sei gut gewesen. Der
Prozess ist auf fünf Tage angesetzt,
27 Zeugen sind geladen.
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Übereinstimmung bei Grünen und CDU
Regierungsfraktionen legen Schwerpunkte für  das kommende Jahr  auf  innere Sicherheit,
Integration und Mobilität

Nach ihren Klausurtagungen präsentieren sich die Regierungsfraktionen der Grünen und der
CDU einig in den großen Themen. Differenzen gibt es allenfalls in Details. Renate Allgöwer
stuttgart  Mit  Blick  auf  die  innere
Sicherheit haben sich Grüne und CDU
weitgehend angenähert.  „Größtmögli-
che Sicherheit“ herzustellen, betrachten
die  Grünen ihrem Fraktionsvorsitzen-
den  Andreas  Schwarz  zufolge  als
„Kernaufgabe des Regierungshandelns“.
Was rechtsstaatlich möglich sei,  trage
seine  Fraktion  mit.  Das  kommentiert
Wolfgang Reinhart, der Chef der Land-
tags-CDU, süffisant: „Es freut uns, dass
der  Koalitionspartner  neuerdings  von
Erkenntnis und Einsicht geleitet ist.“ Es
gelte  jedoch,  die  Balance  zwischen
Sicherheitsinteressen und den Freiheits-
rechten  der  Bürger  zu  wahren,  betont
Schwarz, etwa bei der Ausweitung der
Videoüberwachung.
Beim  Thema  Mobilität  scheint  die
Einigkeit nicht ganz so groß. Die Grü-
nen  haben  bei  ihrer  Klausurtagung in
Neckarsulm  beschlossen,  den  großen
Städten  in  diesem  Jahr  40  Millionen
Euro  für  neue  Busse  und  Bahnen  zur
Verfügung  zu  stellen.  Da  zeigte  sich
Reinhart  zurückhaltend.  Man  müsse
Prioritäten  setzen.  „Ich  will  mich  auf
diese  Position  noch  nicht  festlegen.“
Die Grünen dagegen wollen dafür einen
neuen kommunalen Sanierungstopf eta-
blieren und abhängig von den Steuerein-
nahmen  bestücken.  Zehn  Prozent  der
Mittel,  die  für  Tilgungen  ausgegeben
werden  müssten,  sollten  in  den  Topf
fließen. Im Jahr 2018 könnten Schwarz
zufolge statt 40 Millionen dann 60 oder

70 Millionen den Kommunen zugute-
kommen. Schwarz lobte, mit der Union
habe  die  Finanzreform  des  ÖPNV
geklappt. Geplant ist ferner, im ganzen
Land  von  5  Uhr  morgens  bis  Mitter-
nacht ÖPNV anzubieten. Für die Bür-
gerbusse,  die  von  Ehrenamtlichen
gefahren werden und Lücken im ÖPNV
schließen, geben die Regierungsfraktio-
nen in diesem Jahr 200 000 Euro aus.
Die CDU stellt  den Aus-  und Neubau
von  Straßen  in  den  Vordergrund  und
will auch Ortsumgehungen ermöglichen.
Reinhart verwies auf die am Mittwoch
beginnenden Beratungen des Finanzaus-
schusses  des  Landtags  und  betonte:
„Unabdingbares muss noch in den aktu-
ellen  Haushalt  rein.“  Die  CDU  sage
„seit Monaten, dass es nicht sein kann,
dass  Bundesmittel  für  Straßenplanun-
gen nicht  abgerufen werden“.
Die Grünen wollen das Land zum Vor-
reiter für nachhaltige Mobilität machen
und stellen 40 Millionen Euro für Elek-
tromobilität  bereit.  „Unser  Ziel  ist  es,
dass  die  Elektroautos  der  Zukunft  in
B a d e n - W ü r t t e m b e r g  p r o d u z i e r t
werden“, stellte Andreas Schwarz in den
Vordergrund.
Die  Integration  schreiben  die  Grünen
groß. „Flüchtlinge sollen ihren Weg in
die Gesellschaft selbstständig finden“,
lautet ihr Grundsatzbeschluss dazu. Sie
wollen,  dass  alle  Kommunen Anlauf-
stellen für Flüchtlinge zur Alltagsbeglei-
tung einrichten. Ein Maßnahmenpapier

zur Verbesserung des gesellschaftlichen
Zusammenhalts und der Teilhabe aller
Menschen  im  Land  will  die  Fraktion
demnächst  vorlegen.
Ein  Punkt  dabei  ist  der  soziale  Woh-
nungsbau. Schwarz verwies auf die Auf-
stockung der Landesmittel um zwölf auf
53 Millionen Euro. Wolfgang Reinhart
nannte den Wohnungsbau ein „Herzens-
anliegen  der  CDU“.  Die  Fraktion
beschloss bei  ihrer  Tagung in Heidel-
berg  ein  Förderprogramm  mit  einem
Umfang von 250 Millionen Euro.  Die
Einkommensgrenzen für selbst genutz-
ten Wohnraum sollen angehoben wer-
den.
Durch  Umschichtungen  im  Haushalt
stellt die CDU in diesem Jahr fünf Mil-
lionen Euro für Projekte zur Verfügung.
Kommunale  Präventionsprogramme
gegen Wohnungseinbrüche werden mit
200  000  Euro  unterstützt.  Leistungs-
schauen der örtlichen Wirtschaft  wer-
den wieder gefördert, und zwar mit 150
000 Euro. Kürzungen bei überbetriebli-
chen Bildungsstätten wurden gestoppt.
Für  die  Verbesserung der  Versorgung
mit  Landärzten  stehen  300  000  Euro
bereit. Jugendbildungsakademien sollen
für  Seminare zu Europa,  Rechtsextre-
mismus,  Fremdenfeindlichkeit  oder
Flucht  250 000 Euro erhalten.  Staats-
kundeangebote für Flüchtlinge werden
mit 100 000 Euro gefördert.
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Grüne und CDU nehmen Gefährder ins Visier
Technische  Auf rüs tung  zur  Überwachung  und  personel le  Aufs tockung  des
Ver fassungsschutzes  gep lant
Stuttgart  (lsw)  –  Die  grün-schwarzen
Regierungsfraktionen forcieren eine här-
tere  Gangart  gegen  islamistische
Gefährder. Die Grünen beschlossen bei
ihrer  Klausur  in  Neckarsulm einstim-
mig ein Papier,  in dem es heißt:  „Wir
müssen die Gefährder gezielter in den
Blick nehmen.“ Dazu streben die bei-
den Fraktion etwa eine technische Auf-
rüstung,  gezielte  Videoüberwachung
und eine personelle Stärkung des Lan-
desamtes für Verfassungsschutz an. Bei
der Opposition aus SPD und FDP sto-
ßen die angedachten Maßnahmen zum
Teil auf Kritik.
Es sei nötig, bei Bedarf die Grundrechte
von  Gefährdern  einzuschränken  und
eine Ausreise aus Deutschland durchzu-
setzen, heißt es im Grünen-Papier, das
der Deutschen Presse-Agentur vorliegt.
„Wir  werden  zu  diesem  Zweck  alle
rechtsstaatlichen Instrumente prüfen.“
Grünen-Fraktionschef Andreas Schwarz
sagte,  der  Staat  müsse  stets  besonnen
handeln  und  die  Balance  zwischen
Sicherheitsinteressen  des  Landes  und
Freiheitsrechten  der  Bürger  wahren.

Als  Konsequenz  aus  dem  Terroran-
schlag  auf  einen  Weihnachtsmarkt  in
Berlin mit zwölf Toten wollen CDU und
Grüne das Landesamt für Verfassungs-
schutz  stärken.  Einige  Stellen,  die  im
Haushalt 2017 für die Polizei vorgese-
hen sind,  sollen  nach dem Willen  der
Grünen  für  den  Verfassungsschutz
umgewidmet  werden  –  die  CDU  ist
ohnehin  für  mehr  Stellen.  Grünen-
Innenexperte Uli Sckerl sagte, es gehe
um etwa 20 Stellen. SPD-Innenexperte
Sascha Binder sprach von einer „Mogel-
packung“. Wer den Verfassungsschutz
stärken wolle, müsse neue Stellen schaf-
fen und dürfe sie nicht aus der Polizei
nehmen.
Sckerl sagte: „Wir sind auch bereit, der
Polizei  mehr  gezielte  Videoüberwa-
chung zu ermöglichen als bisher“. Man
sei  offen  für  die  Prüfung  einer  von
CDU-Fraktionschef Wolfgang Reinhart
geforderten Gesetzesänderung. Reinhart
und CDU-Innenexperte Thomas Blenke
wollen insbesondere den Einsatz „intel-
ligenter Videoüberwachung“ vorantrei-
ben. „Das System vergleicht die Daten

mit vorgegebenen Mustern. Es schlägt
zum Beispiel Alarm, wenn eine Person
länger am Boden liegt oder ein Gepäck-
stück nicht bewegt wird.“ Die Grünen
wollen den Einsatz solcher Systeme laut
Sckerl prüfen.
Grüne und CDU wollen die Sicherheits-
behörden im Land auch technisch bes-
ser  ausstatten,  um Gefährder  effektiv
überwachen zu können.  „Im Haushalt
2017 werden wir entsprechende Mittel
beantragen“, heißt es in dem Papier der
Grünen. Die CDU will sich dafür einset-
zen,  einmalig  eine  Million  Euro  für
technische  Ausrüstung  zur  Überwa-
chung von Gefährdern einzusetzen. Das
soll Mobilen Einsatzkommandos zugu-
tekommen.
Gefährder  sind  Menschen,  denen  die
Sicherheitsbehörden  einen  Anschlag
zutrauen.  Deren  Zahl  bezifferte  das
Innenministerium in  Baden-Württem-
berg auf einen mittleren zweistelligen
Wert.
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Konfliktpotenzial bei Innerer Sicherheit ist abgeräumt
Grüne und CDU nach Klausuren weitgehend einig - ÖPNV-Ersatzinvestitionen und mehr Geld
für überbetriebliche Bildung gefordert
 Stuttgart - Grüne und CDU präsen-
tieren sich auf dem Feld der Inneren
Sicherheit in weitgehender Einigkeit.
Dabei  war  das  Thema  in  früheren
Jahren  immer  für  einen  Zwist  zwi-
schen den seit Frühjahr 2016 gemein-
sam regierenden Parteien gut. Unklar
ist nach den Klausursitzungen beider
Landtagsfraktionen,  ob  zusätzliche
Stellen  für  den  Verfassungsschutz
zunächst  auf  Kosten  der  Polizei
gehen.
Nach den getrennten Klausuren berich-
tete  Grünen-Fraktionschef  Andreas
Schwarz  gestern  in  Stuttgart,  die  zur
Stärkung des  Verfassungsschutzes  im
niedrigen zweistelligen Bereich geplan-
ten Stellen würden zunächst bei den für
die Polizei veranschlagten 381 zusätzli-
chen Stellen abgezogen. Da die Stellen
im Bereich Sicherheit  eingesetzt  wür-
den, bedeute dies keine Schwächung der
Polizei. Für den Doppeletat 2018/2019
könne man darüber reden, bei der Poli-
zei die Stellen wieder "aufzufüttern".
CDU-Fraktionschef Wolfgang Reinhart
berichtete, über die Umschichtung die-
ser  "16  bis  20  Stellen"  sei  man  sich
schon vor  der  Klausur  einig  gewesen.
Auch Reinhart hält den Abzug der Stel-
len nicht für eine Schwächung der Poli-
zei.  Neue  Stellen  seien  nicht  strittig,
wenn es  rasch gehen soll,  müsse man
von der  Polizei  umschichten.  Auf  der
Planung für die nächsten Jahre stünden
neue Stellen für den Verfassungsschutz.

Reinhart: Abschiebehaft angehen
 Reinhart erklärte weiter, bei der Inne-
ren  Sicherheit  gebe  es  im  Grunde
genommen  in  der  grün-schwarzen
Koalition keinen Dissens bei den weite-

ren  Themen  des  Ausbaus  der  techni-
schen  Ausstattung,  bei  zusätzlicher
Videoüberwachung oder  beim Vorge-
hen gegen islamistische Gefährder. Die
Frage der Abschiebehaft will der CDU-
Fraktionschef  offensiv  angehen,  die
Bürger forderten von der Polizei Sicher-
heit. Das habe zuletzt das Attentat auf
einen Berliner Weihnachtsmarkt durch
den mutmaßlichen islamistischen Täter
Anis Amri gezeigt.
Schwarz zeigte sich sogenannten intelli-
genten  Systemen  der  Videoüberwa-
chung gegenüber  aufgeschlossen.  Die
CDU befürwortet  solche Systeme, die
Alarm auslösen und zu einem Polizei-
einsatz führen, wenn beispielsweise Per-
sonen  am  Boden  liegen  oder  Gepäck
längere  Zeit  herumsteht.  Dies  sei  an
bestimmten Punkten sinnvoll, die Grü-
nen wollten das Thema "ergebnisoffen"
betrachten, sagte Schwarz. Videoüber-
wachung  diene  der  Aufklärung  von
Taten.  Für  die  Prävention  und  das
Sicherheitsgefühl sei aber das Auftreten
von Polizeibeamten "Maß der Dinge".
Als Resultat ihrer Klausur fordern die
Grünen nicht  zuletzt  als  Reaktion auf
einen  Brief  von  Oberbürgermeistern
größerer Städte 40 Millionen Euro für
Ersatzinvestitionen,  um  modernere
Fahrzeuge für den Öffentlichen Perso-
nennahverkehr  beschaffen  zu  können.
Der Topf sei abhängig von den Steuer-
einnahmen und könne 2018 dann "auch
bei 60 oder 70 Millionen liegen". Auf
solche Zahlen will sich CDU-Fraktions-
chef Reinhart nicht festlegen. Es gehe
bei zusätzlichen Verkehrsinvestitionen
um vier oder fünf Bereiche.

Mehr Mittel für Bürgerbusse

 Grünen-Fraktionschef  Schwarz  kün-
digte noch weitere Anträge etwa für die
Unterstützung von Bürgerbussen - hier-
für fordert auch die CDU 200 000 Euro
- oder für einen Aktionsplan für Akzep-
tanz und Toleranz an. Ansonsten sei die
Koalition "gut beraten, den Geldbeutel
zusammenzuhalten":  Als  mögliche
Haushaltsrisiken  nannte  Schwarz  die
Neuregelung der Unterhaltskosten sowie
möglicherweise  höhere  Zuschüsse  für
Privatschulen.  Auch mögliche Steuer-
entlastungen durch den Bund könnten
sich auswirken. Bei der debattierten Ent-
lastung  um  sechs  bis  15  Milliarden
könne das  Land bis  zu  600 Millionen
weniger  bekommen.
Reinhart  verwies auf zwar gesunkene,
aber weiter existente Deckungslücken in
den Haushaltsjahren 2018 und 2019 von
jeweils mehr als einer Milliarde. Falls
die aktuelle Tarifrunde im öffentlichen
Dienst  mit  dem geforderten  Plus  von
sechs Prozent ende, koste dies eine Mil-
liarde zusätzlich.
Die  CDU nannte  als  weitere  Schwer-
punkte 300 000 Euro für die landärztli-
che  Versorgung,  etwa  für  Stipendien
junger Mediziner,  die später eine Zeit
lang auf dem Land praktizieren sollen.
Hinzu  kommen  im  Bere ich  des
Innenressorts  unter  anderem 200  000
Euro  für  kommunale  Programme  zur
Vorbeugung von Einbrüchen. 100 000
Euro  soll  das  Justizministerium unter
anderem für die Staatskunde von Flücht-
lingen erhalten.  Im Bereich des  Wirt-
schaftsministeriums will  die  CDU die
Mittel  für  die  überbetrieblichen  Bil-
dungsstätten  um  454  000  Euro  auf-
stocken.
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Innere Sicherheit – Angesichts der Terrorgefahr zeigen sich die Grünen offen für vieles. Die
CDU freut’s

Polizei wird aufgerüstet
 STUTTGART.  Die Grünen-Landtags-
fraktion hat sich für eine härtere Gang-
art gegen islamistische Gefährder ausge-
sprochen.  In einem auf der Fraktions-
klausur  in  Neckarsulm  einstimmig
beschlossenen  Papier  heißt  es:  »Wir
müssen die Gefährder gezielter in den
Blick nehmen.« Es sei nötig, bei Bedarf
die Grundrechte von Gefährdern einzu-
schränken  und  eine  Ausreise  aus
Deutschland durchzusetzen. »Wir wer-
den zu diesem Zweck alle rechtsstaatli-
chen Instrumente  prüfen«,  heißt  es  in
dem Papier.
Der  Grünen-Fraktionschef  Andreas
Schwarz  sagte  gestern  auf  Anfrage:
»Unser Ziel  ist,  dass die Menschen in
Baden-Württemberg in Sicherheit  und
Freiheit  leben können.« Leitmotto  sei
dabei, als Staat stets besonnen zu han-
deln  und  die  Balance  zwischen  den
Sicherheitsinteressen  des  Landes  und
den Freiheitsrechten der Bürger zu wah-
ren. Die Grünen ziehen damit mit ihrem
Koalitionspartner,  der  CDU,  die  den
Innenminister stellt, im Wesentlichen an
einem Strang.

 Gesetzesänderung gefordert
Als  Konsequenz  aus  dem  Terroran-
schlag  auf  einen  Weihnachtsmarkt  in
Berlin mit zwölf Toten wollen CDU und
Grüne zudem das Landesamt für Verfas-
sungsschutz stärken. Einige Stellen, die
im Haushalt 2017 für die Polizei vorge-
sehen sind, sollen für den Verfassungs-
schutz umgewidmet werden. Wie Grü-
nen-Innenexperte Uli Sckerl sagte, geht
es um etwa 20 Stellen. »Wir sind auch
bereit, der Polizei mehr gezielte Video-
überwachung zu  ermöglichen  als  bis-
her«, sagte Sckerl. Man sei offen für die
Prüfung einer von CDU-Fraktionschef
Wolfgang Reinhart geforderten Geset-
zesänderung.
CDU-Fraktionschef Reinhart und CDU-
Innenexperte  Thomas  Blenke  wollen
insbesondere den Einsatz »intelligenter
Videoüberwachung«,  vorantreiben.
Diese  beschränke  sich  nicht  auf  die
Erfassung  und  Speicherung,  sondern
verarbeitet die Sequenzen mithilfe einer
Bildauswertungssoftware. »Das System
vergleicht die Daten mit vorgegebenen
Mustern.  Es  schlägt  zum  Beispiel

Alarm,  wenn  eine  Person  länger  am
Boden liegt oder ein Gepäckstück nicht
bewegt wird.«
Auch sollen die Sicherheitsbehörden im
Land technisch besser ausgestattet wer-
den, um Gefährder effektiv überwachen
zu können. »Im Haushalt 2017 werden
wir entsprechende Mittel beantragen«,
heißt es in dem Papier der Grünen. Die
CDU will sich dafür einsetzen, einma-
lig  eine  Million  Euro  für  technische
Ausrüstung  zur  Überwachung  von
Gefährdern  einzusetzen.  Das  soll  vor
allem  Mobilen  Einsatzkommandos
zugute kommen. Gefährder sind Men-
schen,  denen die  Sicherheitsbehörden
einen Anschlag zutrauen. Die Zahl der
Gefährder im Südwesten bezifferte das
Innenministerium auf  einen  mittleren
zweistelligen  Wert.
Offiziell stellen Grüne und CDU, die in
Baden-Württemberg in der bundesweit
ersten  grün-schwarzen  Koalition  auf
Landesebene regieren,  die  Ergebnisse
ihrer Klausuren heute in Stuttgart vor.
(dpa)
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"Größtmögliche Sicherheit"
Nach dem Berliner  Anschlag sind die Südwest-Grünen zu weitreichenden Konsequenzen
bereit.  Das zeigt  ein neues Grundsatzpapier  der  Fraktion.
Die Zeiten, als die Grünen das Landes-
amt  für  Verfassungsschutz  als  Stein-
bruch für  Sparbemühungen betrachtet
haben und ihnen die Kennzeichnungs-
pflicht für Polizisten ein zentrales Anlie-
gen  war,  sind  schon  länger  passé.
Anfang 2015, nach den Anschlägen auf
die französische Satire-Zeitschrift Char-
lie Hebdo hatten sie mit dem damaligen
Koalitionspartner SPD ein erstes Anti-
Terror-Paket  verabschiedet,  und  nach
den Terrorakten in Paris desselben Jah-
res ein zweites. Im Sommer 2016 folgte,
nun zusammen mit dem neuen Bündnis-
partner  CDU,  das  dritte  Anti-Terror-
Paket binnen eineinhalb Jahren.  Dies-
mal  in  Reaktion  auf  eine  Kaskade  an
Gewalttaten in München, Ansbach oder
Würzburg.
Nach dem Fall Amri hat sich die Sicher-
heitslage weiter verschärft. Oder, wie es
die grüne Landtagsfraktion in einem am
Mittwoch einstimmig verabschiedeten
Grundsatzpapier ("Mit Rechtsstaatlich-
keit  und  Besonnenheit  für  Sicherheit
und Freiheit") formuliert: "Mit dem Ber-
liner Anschlag ist der islamistische Ter-
ror endgültig harte Realität in unserem
Land geworden."  Auch darauf  wollen
 Grünen-Regierungschef  Winfried
Kretschmann und seine Abgeordneten
Antworten geben.  Denn als  "führende
politische Kraft in der grün-schwarzen
Landesregierung" müssten sie "immer
wieder konkret darlegen", wie der Staat
"größtmögliche Sicherheit" garantieren
wolle, heißt es in dem noch unveröffent-
lichten  Papier,  das  der  SÜDWEST
PRESSE vorliegt.  Und:  "Von unserer
Glaubwürdigkeit  in  dieser  Frage hän-

gen auch die  grünen Wahlchancen im
Jahr 2017 ab."
Inhalt der Anti-Terror-Pakete I, II und
III waren zusätzliche Mittel und Perso-
nal für die Sicherheitsbehörden. Unter
dem Eindruck des Berliner Anschlags
sind die Grünen nun auch bereit, gesetz-
geberisch  aktiv  zu  werden.  Sollte  es
Gesetzeslücken auf Landesebene geben,
heißt es im neuen Konzeptpapier, "wer-
den wir diese zügig schließen".
Im Visier  haben  sie  insbesondere  die
sogenannten Gefährder.  "Wir  nehmen
die  Aufgabe  an,  für  die  Bürger  ein
Höchstmaß an Sicherheit zu garantieren
und  setzen  dafür  auch  neue  Erkennt-
nisse  um",  sagte  der  Grünen-Sicher-
heitsexperte und Autor des Grundsatz-
papiers, Uli Sckerl, dieser Zeitung. Kon-
kret wollen die Grünen das Landesamt
für Verfassungsschutz personell stärken.
Dafür  sollen  laut  Sckerl  im  Zuge  der
Beratungen für den Haushalt 2017, die
im  Februar  abgeschlossen  werden,
"knapp 20" neu für die Polizei geplante
Stellen  umgewidmet  werden.  Zusätz-
lich will die Fraktion - gemeinsam mit
der  CDU  -  zusätzliche  Mittel  für  die
technische Ausstattung der Sonderein-
heiten zur Überwachung der Gefährder
beantragen. Um gezielter gegen diesen
Personenkreis  vorgehen  zu  können,
"müssen wir auch als Landesgesetzge-
ber  aktiv  werden",  heißt  es  in  dem
Papier.  Bei  Gefährdern  ausländischer
Herkunft sei es notwendig, "beschleu-
nigt aufenthaltsbeendende Maßnahmen
durchzusetzen. Wir werden zu diesem
Zweck  alle  rechtsstaatlichen  Instru-
mente  prüfen."  Man werde aber  nicht

die Grund- und Freiheitsrechte aller im
Land lebender Menschen einschränken.
"Wir  stehen  für  die  richtige  Balance
zwischen Sicherheit und Freiheit", sagte
Sckerl.  "Wir  steigen  nicht  in  einen
Überbietungswettbewerb um die schärf-
sten Gesetze ein,  sondern suchen pass-
genaue Lösungen."
Dazu zählen die  Grünen die  "gezielte
Videoüberwachung" an Brennpunkten
und  öffentlichen  Plätzen.  "Wir  sind
daher bereit, der Polizei entsprechende
Anlagen in begründeten Fällen leichter
zu ermöglichen", heißt es in dem Papier.
Ein flächendeckender Einsatz sei aber
nicht zielführend. Noch im ersten Halb-
jahr 2017 wollen die Grünen zudem die
Einführung weiterer präventiver Maß-
nahmen zur Telekommunikationsüber-
wachung bei Gefährdern im Landespoli-
zeigesetz prüfen. Auf Bundesebene for-
dern sie eine "Optimierung" des behörd-
lichen Zusammenarbeit. Abschiebehin-
dernisse  in  Länder  wie  die  Maghreb-
Staaten müssten "mit Nachdruck besei-
tigt werden".
Dass  die  Landtagsfraktion  das  Papier
einstimmig verabschiedet hat, darf auch
als Signal an die Bundespartei gewertet
werden,  die  in  der  Sicherheitsdebatte
bisher  durch  Dissonanzen  auffällt.
Nachdem sich die Südwest-Grünen mit
ihrem Ministerpräsidenten lange vorran-
gig bemüht haben, bei Wirtschaftsthe-
men Boden gutzumachen, versuchen sie,
auch beim immer wichtigeren Sicher-
heitsthema in die Mitte zu rücken und
sich  als  eine  fürsorgliche  Volkspartei
neuen Typus  zu  zeigen.

Abbildung: Überwachungskamera in einem Stuttgarter U-Bahnhof: Die Grünen sprechen sich für "gezielte
Videoüberwachung" aus.  Foto: DPA

Abbildung: Grünen-Fraktionsvize Uli Sckerl: "Wir suchen passgenaue Lösungen.  Foto: DPA
Wörter: 596
Ort: Stuttgart
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Migration: Grünen-Fraktionschef Andreas Schwarz zu Fragen der inneren Sicherheit und zur E-Mobilität

„Abschiebungen unvermeidlich“

Polizei in der Kölner Silvester-
nacht den Begriff Nafri verwendet
hat.

Schwarz: Ich finde, die Sicherheits-
behörden haben an Silvester eine
gute Arbeit gemacht. Es gibt keinen
Grund, sie dafür zu kritisieren. Den
Begriff Nafri kann man verwenden –
daraus kann man der Polizei keinen
Strick drehen. Es gab schließlich
konkrete und anlassbezogene An-
zeichen. Deswegen hat die Polizei
auf Nordafrikaner zu Recht ein ge-
naueres Auge gehabt.

CDU-Bundesinnenminister Tho-
mas de Maizière fordert, den Ver-

fassungsschutz beim Bund zu kon-
zentrieren.

Schwarz: Baden-Württemberg ist
mit drei Anti-Terror-Paketen sehr
gut aufgestellt. Staaten, die eine star-
ke Zentralisierung haben wie Frank-
reich, machen es nicht besser.

Auf Ihrer Klausur in Neckarsulm
wollen Sie sich vor allem mit dem
Thema Mobilität beschäftigten.

Schwarz: Ja, wir wollen den Struktur-
wandel in der Automobilindustrie
im Dialog bestreiten. Das Gespräch
mit Daimler-Chef Dieter Zetsche
war ein erster Schritt. Wir sind heute
auch bei Audi in Neckarsulm und

Von unserem Korrespondenten
Michael Schwarz

STUTTGART. Heute beginnt in Ne-
ckarsulm die zweitägige Klausur der
Grünen-Fraktion des Stuttgarter
Landtags. Der Vorsitzende Andreas
Schwarz äußert sich im Vorfeld zur
Sicherheitspolitik und zur Zukunft
der E-Mobilität.

Herr Schwarz, Grünen-Bundes-
tagsfraktionschef Toni Hofreiter
sagt, es sei nicht verfassungskon-
form, die Staaten Marokko, Tune-
sien und Algerien zu sicheren Her-
kunftsländern zu machen. Minis-
terpräsident Kretschmann will im
Bundesrat aber dafür stimmen.

Andreas Schwarz: Wir haben uns mit
der CDU darauf verständigt, dass
Baden-Württemberg der Auswei-
sung der nordafrikanischen Staaten
als sichere Herkunftsstaaten zu-
stimmt, wenn die hohen verfas-
sungsrechtlichen Hürden erfüllt
sind. Der Bund hat zugesagt, dass
besonders schutzbedürftige Grup-
pen, zum Beispiel Homosexuelle
oder Journalisten, mit der notwendi-
gen Sensibilität im Verfahren behan-
delt werden. Insgesamt mag damit
die Hoffnung auf einen Rückgang
vergeblich Asylsuchender aus die-
sen Ländern verbunden sein. Nichts
ändert sich jedoch an den bekann-
ten Problemen bei der Rücknahme
abgelehnter Asylbewerber: Hier
muss der Bund endlich Rücknahme-
abkommen aushandeln.

Die Grünen werden oft dafür kriti-
siert, sie würden sich schwertun
mit konsequenten Abschiebungen.
Dies zeigte der jüngste Fall mit af-
ghanischen Flüchtlingen.

Schwarz: Für uns ist klar: Wir stehen
für Humanität in der Flüchtlingspo-
litik. Das betrifft die Aufnahme von
politisch Verfolgten. Und das gilt
auch bei einem Ende des Aufent-
haltsrechts. Deswegen setzen wir
stark auf die freiwillige Ausreise. Klar
ist aber auch: Abschiebungen sind
unvermeidlich.

Es gibt die Debatte darüber, ob bei
den nordafrikanischen Staaten die
Entwicklungshilfe daran gekop-
pelt werden soll, ob sie Flüchtlinge
zurücknehmen.

Schwarz: Die Entwicklungshilfe
dient in erster Linie dazu, die Infra-
struktur in den Ländern aufzubau-
en, und sie bekämpft damit auch
Fluchtursachen. Deswegen lehnt
eine derartige und abstruse Koppe-
lung selbst der CSU-Entwicklungs-
minister ab.

Grünen-Bundeschefin Simone Pe-
ter hat zunächst kritisiert, dass die

werden über Brennstoffzellentech-
nik und E-Mobilität reden. Die Elek-
troautos der Zukunft sollen in Ba-
den-Württemberg produziert wer-
den – und nicht in Asien oder Nord-
amerika. Hier wollen wir auf der
Überholspur sein. Wir müssen die
Landesagentur Elektromobilität
dauerhaft fortführen. Wir müssen
die Ladeinfrastruktur in Baden-
Württemberg flächendeckend aus-
bauen. Und wir brauchen einen
Masterplan für flächendeckende
Schnellladesäulen. Unsere Automo-
bilindustrie muss in der E-Mobilität
ordentlich Gas geben, die Konkur-
renz in der Welt ist sehr stark.

Abgelehnte Asylbewerber steigen am Baden-Airport im Rahmen einer landesweiten Sammelabschiebung in ein Flugzeug.

Grünen-Fraktionschef Andreas Schwarz (rechts) im Interview mit unserem (nicht
verwandten) Korrespondenten Michael Schwarz. BILDER: THOMAS HORNUNG/DPA

Bahnprojekt: Kritiker vom Oberbürgermeister überrascht

Kuhn drückt bei
S 21 aufs Tempo
STUTTGART. Der Stuttgarter Ober-
bürgermeister Fritz Kuhn (Grüne)
hat die Bahn zu einer pünktlichen
Fertigstellung des umstrittenen
Bauprojektes Stuttgart 21 aufgefor-
dert. „Denn das Vorhaben wird der
Stadt erst dann guttun, wenn es fer-
tig ist“, sagte Kuhn in Stuttgart. Nach
der Tieferlegung des Bahnhofs, de-
ren Abschluss 2021 geplant ist, kön-
ne die wegen ihrer Kessellage an der
Expansion gehinderte Stadt eine
Fläche von zusätzlichen 85 Hektar
nutzen.

Für Projekte auf dem freiwerden-
den Gleisvorfeld gebe es viele Ideen.
So habe er den Neubau des Linden-
Museums vorgeschlagen; auch ein
Konzerthaus sei denkbar. Stuttgart
brauche aber vor allem Flächen für
sozialen Wohnungsbau. Er sei kein
Wendehals, wie ihn Kritiker nach
seinem Auftritt bei der Durch-
schlagsfeier für den ersten Stuttgart-
21-Tunnel nennen, sondern drücke
im Interesse der Bürger aufs Tempo.
Er werde das bis zu 6,5 Milliarden
Euro teure Projekt weiter kritisch be-
gleiten, sagte Kuhn.

Es sei ein Skandal, dass der Bund
nicht interveniere und Geschwin-
digkeit anmahne. Immerhin sei das
Eisenbahnbundesamt als Genehmi-
gungsbehörde für das Projekt dem
Bund unterstellt, der immer wieder
die nationale und europäische Be-
deutung des Projektes hervorhebe.
„Auch die Klage gegen die Projekt-
partner entbindet die Bahn nicht da-
von, dass Vorhaben fristgerecht zu
realisieren“, sagte Kuhn mit Blick auf
die Forderung der Bauherrin Bahn,
dass die Projektpartner sich an mög-
lichen Mehrkosten von zwei Milliar-
den Euro beteiligen sollen. Die Stadt
trägt knapp 300 Millionen zum Pro-
jekt bei und lehnt ein weiteres finan-
zielles Engagement ab.

Die Bahn habe sich im Finanzie-
rungsvertrag verpflichtet, den Tief-
bahnhof samt Anbindung zur Neu-
baustrecke nach Ulm 2021 fertigzu-
stellen, erläuterte Tathauschef
Kuhn. Es mache einen signifikanten
Unterschied für die Lebensqualität
der feinstaubgeplagten Stuttgarter,
ob das Vorhaben in vier oder in zehn
Jahren fertig werde. lsw

Salomon tritt wieder an
FREIBURG. Der Freiburger Oberbür-
germeister Dieter Salomon (Grüne)
kandidiert für eine dritte Amtszeit.
Er werde bei der Oberbürgermeis-
terwahl im Frühjahr 2018 antreten,
sagte der 56-Jährige gestern in Frei-
burg. Als Amtsinhaber stehe er für
Erfahrung und Kontinuität. Zudem
sei er noch jung genug für eine wei-
tere, acht Jahre dauernde Amtsperi-
ode. Salomon ist der erste grüne
Oberbürgermeister einer deutschen
Großstadt. Er ist seit Sommer 2002
im Amt. Zuvor war er Chef der Grü-
nen-Landtagsfraktion und Spitzen-
kandidat seiner Partei bei der Land-
tagswahl 2001. Freiburg ist mit
230 000 Einwohnern die viertgrößte
Stadt Baden-Württembergs. lsw

Erster Feinstaubalarm 2017
STUTTGART. Der erste Feinstaub-
alarm in diesem Jahr in Stuttgart
endet nach 48 Stunden in der Nacht
zum Mittwoch. Das teilte die Stadt
gestern mit. Seit der Nacht zum
Montag sind Autofahrer aufgerufen,
ihr Fahrzeug freiwillig stehen zu las-
sen und auf öffentliche Verkehrsmit-
tel umzusteigen. In Häusern mit
Heizung sollen Kamine und Öfen
ausbleiben. Der Feinstaubwert hatte
nach jüngsten Werten am Sonntag
die Höchstgrenze überschritten: Die
Messstation am Neckartor zeigte
78 Mikrogramm Feinstaub pro
Kubikmeter Luft – der EU-Grenz-
wert liegt bei 50 Mikrogramm. lsw

Ehemann bestreitet Vorwürfe
STUTTGART/LUDWIGSBURG. Eine Mut-
ter von zwei kleinen Kindern ver-
schwindet im Oktober 2015 in Lud-
wigsburg spurlos. Die Suche der
Polizei führt nach rund einer Woche
zu einem grausigen Fund: Die
nackte Leiche der 36-Jährigen liegt
in einem Gebüsch, an ihrem Hals
klafft eine Schnittwunde. Nach zehn
Monaten fasst die Polizei einen Tat-
verdächtigen: den Ehemann. Details
zur Beweislage gegen den 43-Jähri-
gen bleiben beim Auftakt des Pro-
zesses gestern vor dem Stuttgarter
Landgericht zunächst im Dunkeln.
Er bestreitet die Tatvorwürfe. lsw

IN KÜRZE

Ein Storch hat offenbar den
Anschluss beim Flug in den Süden
verpasst – und sich bei eisigen
Temperaturen an einer Tankstelle
auf dem Dach eines Autos
niedergelassen. Wie die Polizei
gestern mitteilte, suchte das Tier in
Baden-Baden Futter und Wärme an
seinem ungewöhnlichen
Zwischenstopp. Zur Hilfe gerufene
Beamte vom Autobahnpolizeirevier
in Bühl kümmerten sich um den
Storch und wärmten ihn mit einer
Decke. Ein Vogelwart holte ihn
schließlich ab. lsw

AUFGELESEN

Andreas Schwarz

� Andreas Schwarz (Jg. 1979) ist seit
1998 bei den Grünen. Er verfügt über
kommunalpolitische Erfahrung.

� 2011 wurde er erstmals in den Stutt-
garter Landtag gewählt. Bei der Land-
tagswahl 2016 holte er dann mit 30,5
Prozent sogar das Direktmandat und
wurde zum Fraktionschef als Nachfol-
ger von Edith Sitzmann gewählt.

� Schwarz ist verheiratet und hat
eine Tochter. mis

Entschädigung: Spektakulärer
Justizirrtum abgeschlossen

Harry Wörz
erhält
450 000 Euro
KARLSRUHE. Justizopfer Harry Wörz
und das Land Baden-Württemberg
haben sich nach langem Rechtsstreit
auf eine Entschädigung von
450 000 Euro geeinigt. Beide Seiten
hätten nach einer mündlichen Ver-
handlung im Juni 2015 außerge-
richtlich weiter verhandelt und sich
geeinigt, teilte das Landgericht
Karlsruhe gestern mit. Das Landge-
richt habe den Vergleich mit Be-
schluss vom 22. Dezember 2016 fest-
gestellt. Damit seien sämtliche An-
sprüche abgegolten. Der gelernte In-
stallateur und Bauzeichner Wörz
werde mit der Summe im Wesentli-
chen für vergangenen und künftigen
Verdienstausfall entschädigt.

Der heute 50-Jährige aus Birken-
feld bei Pforzheim war 1998 vom
Landgericht Karlsruhe wegen ver-
suchten Totschlags an seiner dama-
ligen Frau zu elf Jahren Haft verur-
teilt worden. Er saß viereinhalb Jahre
hinter Gittern, heute gilt er als un-
schuldig. Jahrelang stritt er vor ver-
schiedenen Gerichten, bis er im De-
zember 2010 vom Bundesgerichts-
hof endgültig rehabilitiert wurde.

Täter bis heute nicht ermittelt
Jemand hatte in der Nacht seine von
ihm getrennt lebende Frau mit ei-
nem Schal gewürgt, bis sie bewusst-
los war. Sie ist seitdem ein schwerer
Pflegefall und kann sich nicht mehr
äußern. Der Täter ist bis heute nicht
ermittelt. Bislang hat der Staat Wörz
an die 180 000 Euro brutto zugebil-
ligt. Für seinen Verdienstausfall und
als Ausgleich der Kosten für Anwälte
und Möbel aus seiner wegen der
Haft aufgelösten Wohnung hatte
Wörz mindestens weitere
110 000 Euro gefordert – und eine
Berufsunfähigkeitsrente über das
Jahr 2016 hinaus. Während des Ent-
schädigungsverfahrens im vergan-
genen Jahr hatte Wörz gesagt, „die
haben mein Leben kaputtgemacht“.
Sein Vorwurf richtete sich gegen Po-
lizei und Justiz. dpa

Hat sich auf eine Entschädigung mit dem
Land geeinigt: Harry Wörz. BILD: DPA
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Migration: Grünen-Fraktionschef Andreas Schwarz zu Fragen der inneren Sicherheit und zur E-
Mobilität

„Abschiebungen unvermeidlich“
Von unserem Korrespondenten
Michael Schwarz
Stuttgart. Heute beginnt in Neckarsulm
die  zweitägige  Klausur  der  Grünen-
Fraktion des Stuttgarter Landtags. Der
Vorsitzende  Andreas  Schwarz  äußert
sich im Vorfeld zur Sicherheitspolitik
und zur Zukunft  der E-Mobilität.
Herr Schwarz, Grünen-Bundestagsfrak-
tionschef  Toni  Hofreiter  sagt,  es  sei
nicht verfassungskonform, die Staaten
Marokko,  Tunesien  und  Algerien  zu
sicheren Herkunftsländern zu machen.
Ministerpräsident Kretschmann will im
Bundesrat aber dafür stimmen.
Andreas  Schwarz:  Wir  haben uns  mit
der  CDU  darauf  verständigt,  dass
Baden-Württemberg  der  Ausweisung
der  nordafrikanischen  Staaten  als
sichere  Herkunftsstaaten  zustimmt,
wenn die hohen verfassungsrechtlichen
Hürden erfüllt sind. Der Bund hat zuge-
sagt,  dass  besonders  schutzbedürftige
Gruppen, zum Beispiel  Homosexuelle
oder Journalisten, mit der notwendigen
Sensibilität im Verfahren behandelt wer-
den.  Insgesamt  mag  damit  die  Hoff-
nung  auf  einen  Rückgang  vergeblich
Asylsuchender aus diesen Ländern ver-
bunden sein. Nichts ändert sich jedoch
an  den  bekannten  Problemen  bei  der
Rücknahme abgelehnter Asylbewerber:
Hier muss der Bund endlich Rücknah-
meabkommen aushandeln.
Die Grünen werden oft dafür kritisiert,

sie würden sich schwertun mit  konse-
quenten Abschiebungen. Dies zeigte der
jüngste Fall mit afghanischen Flüchtlin-
gen.
Schwarz: Für uns ist klar: Wir stehen für
Humanität in der Flüchtlingspolitik. Das
betrifft die Aufnahme von politisch Ver-
folgten.  Und  das  gilt  auch  bei  einem
Ende des Aufenthaltsrechts. Deswegen
setzen wir stark auf die freiwillige Aus-
reise.  Klar ist  aber auch: Abschiebun-
gen sind unvermeidlich.
Es gibt die Debatte darüber, ob bei den
nordafrikanischen Staaten die Entwick-
lungshilfe daran gekoppelt werden soll,
ob sie Flüchtlinge zurücknehmen.
Schwarz: Die Entwicklungshilfe dient in
erster  Linie  dazu,  die  Infrastruktur  in
den  Ländern  aufzubauen,  und  sie
bekämpft  damit  auch  Fluchtursachen.
Deswegen  lehnt  eine  derartige  und
abstruse Koppelung selbst der CSU-Ent-
wicklungsminister ab.
Grünen-Bundeschefin Simone Peter hat
zunächst  kritisiert,  dass  die  Polizei  in
der  Kölner  Silvesternacht  den Begriff
Nafri  verwendet  hat.
Schwarz: Ich finde, die Sicherheitsbe-
hörden  haben  an  Silvester  eine  gute
Arbeit gemacht. Es gibt keinen Grund,
sie  dafür  zu  kritisieren.  Den  Begriff
Nafri  kann  man  verwenden  –  daraus
kann man der Polizei keinen Strick dre-
hen.  Es  gab  schließlich  konkrete  und
anlassbezogene Anzeichen. Deswegen

hat  die  Polizei  auf  Nordafrikaner  zu
Recht  ein  genaueres  Auge  gehabt.
CDU-Bundesinnenminister Thomas de
Maizière  fordert,  den  Verfassungs-
schutz  beim  Bund  zu  konzentrieren.
Schwarz:  Baden-Württemberg  ist  mit
drei Anti-Terror-Paketen sehr gut aufge-
stellt. Staaten, die eine starke Zentrali-
sierung haben wie Frankreich, machen
es nicht besser.
Auf Ihrer Klausur in Neckarsulm wol-
len Sie sich vor allem mit dem Thema
Mobilität beschäftigten.
Schwarz: Ja, wir wollen den Struktur-
wandel  in  der  Automobilindustrie  im
Dialog  bestreiten.  Das  Gespräch  mit
Daimler-Chef  Dieter  Zetsche  war  ein
erster Schritt.  Wir sind heute auch bei
Audi  in Neckarsulm und werden über
Brennstoffzellentechnik und E-Mobili-
tät reden. Die Elektroautos der Zukunft
sollen  in  Baden-Württemberg  produ-
ziert werden – und nicht in Asien oder
Nordamerika. Hier wollen wir auf der
Überholspur sein. Wir müssen die Lan-
desagentur  Elektromobilität  dauerhaft
fortführen. Wir müssen die Ladeinfra-
struktur in Baden-Württemberg flächen-
deckend ausbauen.  Und wir  brauchen
einen Masterplan für flächendeckende
Schnellladesäulen. Unsere Automobilin-
dustrie muss in der E-Mobilität ordent-
lich Gas geben, die Konkurrenz in der
Welt ist sehr stark.

Abbildung: Abgelehnte Asylbewerber steigen am Baden-Airport im Rahmen einer landesweiten Sammelabschiebung in
ein Flugzeug.

Abbildung: Grünen-Fraktionschef Andreas Schwarz (rechts) im Interview mit unserem (nicht verwandten)
Korrespondenten Michael Schwarz. Bilder: Thomas Hornung/dpa
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Lucha: Regelungen greifen
Krankenhauskeim in Cannstatt – Patient gestorben
STUTTGART Das Landesministerium
für Soziales in Baden-Württemberg
sieht keinen Handlungsbedarf, Hy-
gienevorschriften zu verschärfen.
„Der aktuelle Fall in Bad Cannstatt
zeigt, dass die Regelungen des In-
fektionsschutzgesetzes und die
Empfehlungen der Kommission für
Krankenhaushygiene und Infekti-
onsprävention greifen“, teilt das Mi-
nisterium von Minister Manfred Lu-
cha auf Stimme-Anfrage mit.

Wie berichtet, wurde bei fünf Pa-
tienten des Bad Cannstatter Kran-
kenhauses ein Keim festgestellt, der
auf die meisten verfügbaren Anti-
biotika nicht anspricht. Am Wochen-
ende ist einer der Betroffenen ge-
storben. Allerdings: „Die Todesur-
sache steht eindeutig nicht im Zu-
sammenhang mit dem Keim“, heißt
es in einer Klinik-Mitteilung.

Entsprechende Regelungen zu
Hygiene und Infektionsprävention
griffen beim SLK-Klinikum Heil-
bronn, als dort im Jahr 2009 der glei-
che Erreger auftrat, bestätigt ein
Kliniksprecher. Damals wurden am

Gesundbrunnen wie jetzt in Cann-
statt die Intensivstation für mehrere
Tage gesperrt und Hygienemaß-
nahmen ergriffen.

Antibiotika Zwischen 1000 und
4000 Todesfälle hierzulande gehen
Forschern zufolge auf das Konto
multiresistenter Erreger. Der Anti-
biotikaeinsatz in Veterinärmedizin
und Landwirtschaft beeinflusst das
Auftreten resistenter Infektionser-
reger beim Menschen und umge-
kehrt, so Lucha. Nur mit einem
übergreifenden Ansatz könne die
Ausbreitung der Antibiotikaresis-
tenzen eingedämmt werden.

Die Stadt Stuttgart ist Träger des
Klinikums. Welche finanziellen Aus-
wirkungen der Vorfall hat, ist offen.
Michael Föll, Erster Bürgermeister,
erteilt speziellen Zuschüssen eine
Absage. „Das Klinikum Stuttgart
wird alle Anstrengungen unterneh-
men, finanzielle Einbußen, die sich
aus der aktuellen Situation ergeben,
im laufenden Geschäftsjahr zu kom-
pensieren.“ kik

„Den Begriff ,Nafri’
kann man verwenden“

INTERVIEW Grünen-Landtagsfraktionschef Andreas Schwarz stärkt Polizei
den Rücken – E-Mobilität zentrales Thema der Klausur in Neckarsulm

Von unserem Korrespondenten
Michael Schwarz

H eute beginnt in Neckarsulm
die zweitägige Klausur der
Grünen-Fraktion des Stutt-

garter Landtags. Der Vorsitzende
Andreas Schwarz äußert sich im
Vorfeld zur Sicherheitspolitik und
zur Zukunft der E-Mobilität.

Grünen-Bundestagsfraktionschef An-
ton Hofreiter sagt, es sei nicht verfas-
sungskonform, die Staaten Marokko,
Tunesien und Algerien zu sicheren
Herkunftsländern zu machen. Minis-
terpräsident Kretschmann will im
Bundesrat aber dafür stimmen.
Andreas Schwarz: Wir haben uns
mit der CDU darauf verständigt,
dass Baden-Württemberg der Aus-
weisung der nordafrikanischen
Staaten als sichere Herkunftsstaa-
ten zustimmt, wenn die hohen ver-
fassungsrechtlichen Hürden erfüllt
sind. Der Bund hat zugesagt, dass
besonders schutzbedürftige Grup-
pen, zum Beispiel Homosexuelle

oder Journalisten, mit der notwendi-
gen Sensibilität im Verfahren behan-
delt werden. Insgesamt mag damit
die Hoffnung auf einen Rückgang
vergeblich Asylsuchender aus die-
sen Ländern verbunden sein. Nichts
ändert sich jedoch an den bekann-
ten Problemen bei der Rücknahme
abgelehnter Asylbewerber: Hier
muss der Bund endlich Rücknahme-
abkommen aushandeln.

Die Grünen werden oft dafür kriti-
siert, sie würden sich schwer tun mit
konsequenten Abschiebungen. Dies
zeigte der jüngste Fall mit afghani-
schen Flüchtlingen.
Schwarz: Für uns ist klar: Wir ste-
hen für Humanität in der Flücht-
lingspolitik. Das betrifft die Aufnah-
me von politisch Verfolgten. Und
das gilt auch bei einem Ende des
Aufenthaltsrechts. Deswegen set-
zen wir stark auf die freiwillige Aus-
reise. Klar ist aber auch: Abschie-
bungen sind unvermeidlich.

Es gibt die Debatte darüber, ob bei den
nordafrikanischen Staaten die Ent-
wicklungshilfe daran gekoppelt wer-
den soll, ob sie Flüchtlinge zurückneh-
men. Was denken Sie darüber?
Schwarz: Die Entwicklungshilfe
dient in erster Linie dazu, die Infra-
struktur in den Ländern aufzubau-
en, und sie bekämpft damit auch

Fluchtursachen. Deswegen lehnt
eine derartige und abstruse Koppe-
lung selbst der CSU-Entwicklungs-
minister ab.

Grünen-Bundeschefin Simone Peter
hat zunächst kritisiert, dass die Poli-
zei in der Kölner Silvesternacht den
Begrif f „Nafri“ verwendet hat.
Schwarz: Ich finde, die Sicherheits-
behörden haben an Silvester eine
gute Arbeit gemacht. Es gibt keinen
Grund, sie dafür zu kritisieren. Den
Begriff „Nafri“ kann man verwen-
den – daraus kann man der Polizei
keinen Strick drehen. Es gab
schließlich konkrete und anlassbe-
zogene Anzeichen. Deswegen hat
die Polizei auf Nordafrikaner zu
Recht ein genaueres Auge gehabt.

Nach den jüngsten Anschlägen ist
eine Diskussion über den Umgang mit
sogenannten Gefährdern entbrannt.
Schwarz: Der Sinn von Demokratie
ist, dass wir in Freiheit leben kön-
nen. Wir als grüne Landtagsfraktion
sind für eine Stärkung der Polizei.
Das haben wir auch schon bewie-
sen, in dem wir bereits drei Anti-Ter-
ror-Pakete verabschiedet haben.
Nach den jüngsten Anschlägen müs-

sen wir im Land jetzt prüfen, ob es
nötig ist, noch mehr Sachmittel für
die Polizei zur Verfügung zu stellen.
Der Staat muss alles dafür tun, die
Bürger zu schützen. Wenn es einen
konkreten Anlass gibt, müssen eine
gefährliche Gruppe oder Einzelper-
sonen so überwacht werden, dass
von ihnen keine Gefahr mehr für die
öffentliche Sicherheit und die Bür-
ger ausgeht. Die Polizei muss auch
die Möglichkeit für eine Telekom-
munikationsüberwachung haben.

Bundesinnenminister Thomas de
Maizière fordert, den Verfassungs-
schutz beim Bund zu konzentrieren.
Schwarz: Baden-Württemberg ist
mit drei Anti-Terror-Paketen sehr
gut aufgestellt. Staaten, die eine star-
ke Zentralisierung haben wie Frank-
reich, machen es nicht besser.

Auf Ihrer Klausur in Neckarsulm wol-
len Sie sich vor allem auch mit dem
Thema Mobilität beschäftigten.
Schwarz: Ja, wir wollen den Struk-
turwandel in der Automobilindus-

trie im Dialog bestreiten. Das Ge-
spräch mit Daimler-Chef Dieter Zet-
sche war ein erster Schritt. Wir sind
heute auch bei Audi in Neckarsulm
und werden über Brennstoffzellen-
technik und E-Mobilität reden. Die
Elektroautos der Zukunft sollen in
Baden-Württemberg produziert
werden – und nicht in Asien oder
Nordamerika. Hier wollen wir auf
der Überholspur sein. Wir müssen
die Landesagentur Elektromobilität
dauerhaft fortführen. Wir müssen
die Ladeinfrastruktur in Baden-
Württemberg flächendeckend aus-
bauen. Und wir brauchen einen
Masterplan für flächendeckende
Schnellladesäulen. Unsere Automo-
bilindustrie muss in der E-Mobilität
ordentlich Gas geben, die Konkur-
renz in der Welt ist sehr stark.

Zum Schluss ein aktueller Aufreger:
Elisabeth Scharfenberg, pflegepoliti-
sche Sprecherin der Grünen im Bun-
destag, fordert, dass Pfegebedürftige
und Behinderte Sex mit Prostituier-
ten bezahlt bekommen sollen.
Schwarz: Im Bereich der Pflegepo-
litik gibt es wichtigere Aufgaben, die
die Bundestagsfraktion ja auch vo-
rantreibt und um die wir uns auch im
Land kümmern. Zum Beispiel mehr
kleinere und flexiblere Angebote
wie Wohngruppen und die Aufwer-
tung des Pflegeberufs.

Grünen-Fraktionschef Andreas Schwarz
will die E-Mobilität fördern. Foto: dpa

„Wir setzen stark auf die
freiwillige Ausreise.“

„Wir müssen die Ladein-
frastruktur ausbauen.“
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STUTTGART Der Stuttgarter Ober-
bürgermeister Fritz Kuhn (Grüne)
hat die Bahn zu einer pünktlichen
Fertigstellung des umstrittenen
Bauprojektes Stuttgart 21 aufgefor-
dert. „Denn das Vorhaben wird der
Stadt erst dann gut tun, wenn es fer-
tig ist“, sagte Kuhn. Nach der Tiefer-
legung des Bahnhofs, deren Ab-
schluss 2021 geplant ist, könne die
wegen ihrer Kessellage an der Ex-
pansion gehinderte Stadt eine Flä-
che von zusätzlichen 85 Hektar nut-
zen. Für Projekte auf dem freiwer-
denden Gleisvorfeld gebe es viele
Ideen. So habe er den Neubau des
Linden-Museums vorgeschlagen;
auch ein Konzerthaus sei denkbar.
Stuttgart brauche aber vor allem
Flächen für sozialen Wohnungsbau.

Kritisch Er sei kein Wendehals, wie
ihn Kritiker nach seinem Auftritt bei
der Durchschlagsfeier für den ers-
ten Stuttgart-21-Tunnel nennen,

sondern drücke im Interesse der
Bürger aufs Tempo. Er werde das
Projekt weiter kritisch begleiten,
sagte Kuhn. Es sei ein Skandal, dass
der Bund nicht interveniere und Ge-
schwindigkeit anmahne. Immerhin
sei das Eisenbahnbundesamt als Ge-
nehmigungsbehörde für das Projekt
dem Bund unterstellt, der immer
wieder die nationale und europäi-

sche Bedeutung des Projektes her-
vorhebe. „Auch die Klage gegen die
Projektpartner entbindet die Bahn
nicht davon, das Vorhaben fristge-
recht zu realisieren“, sagte Kuhn
mit Blick auf die Forderung der Bau-
herrin Bahn, dass die Projektpart-
ner sich an möglichen Mehrkosten
beteiligen sollen. Die Stadt trägt
knapp 300 Millionen zum Projekt bei
und lehnt ein weiteres finanzielles
Engagement ab.

Die Bahn habe sich im Finanzie-
rungsvertrag verpflichtet, den Tief-
bahnhof samt Anbindung zur Neu-
baustrecke 2021 fertigzustellen, er-
läuterte Kuhn. Es mache einen sig-
nifikanten Unterschied für die Le-
bensqualität der feinstaubgeplagten
Stuttgarter, ob das Vorhaben in vier
oder in zehn Jahren fertig werde.
„Als Oberbürgermeister, der durch
Amtseid für das Wohl der Stadt ver-
antwortlich ist, muss ich mich auch
um den Zeitplan kümmern.“ dpa

Zur Person
Andreas Schwarz, geboren 1979, ist
seit 1998 bei den Grünen. Er verfügt
über kommunalpolitische Erfah-
rung – und war unter anderem viele
Jahre Stadtrat in seiner Heimatstadt
Kirchheim unter Teck sowie im Kreis-
tag des Landkreises Esslingen. 2011
wurde er erstmals in den Stuttgarter
Landtag gewählt. Bei der Landtags-
wahl 2016 holte der begeisterte Rad-
fahrer dann mit 30,5 Prozent sogar
das Direktmandat und wurde zum
Fraktionschef gewählt. Schwarz ist
verheiratet und hat eine Tochter. mis

450000 Euro
für Harry Wörz

KARLSRUHE Justizopfer Harry Wörz
und das Land Baden-Württemberg
haben sich nach langem Rechts-
streit auf eine Entschädigung von
450 000 Euro geeinigt. Beide Seiten
hätten nach einer mündlichen Ver-
handlung im Juni 2015 außerge-
richtlich weiter verhandelt und sich
auf diese Summe geeinigt, teilte das
Landgericht Karlsruhe gestern mit.
Das Landgericht habe den Vergleich
mit einem Beschluss vom 22. De-
zember 2016 festgestellt. Damit sei-
en sämtliche Ansprüche abgegol-
ten. Wörz werde mit der Summe im
Wesentlichen für seinen vergange-
nen sowie künftigen Verdienstaus-
fall entschädigt.

Der 50 Jahre alte Wörz aus Bir-
kenfeld bei Pforzheim war 1998 vom
Landgericht Karlsruhe wegen ver-
suchten Totschlags an seiner dama-
ligen Frau zu elf Jahren Haft verur-
teilt worden und hatte viereinhalb
Jahre hinter Gittern gesessen. Jah-
relang stritt er vor verschiedenen
Gerichten, bis er im Dezember 2010
durch den Bundesgerichtshof end-
gültig rehabilitiert wurde. dpa

Ende des Alarms
Der erste Feinstaubalarm des Jah-
res in Stuttgart endet nach 48 Stun-
den in der Nacht zu morgen, teilte die
Stadt gestern mit. Seit der Nacht zu
gestern sind Autofahrer aufgerufen,
ihr Fahrzeug stehen zu lassen und
auf öffentliche Verkehrsmittel um-
zusteigen. In Häusern mit Heizung
sollen Kamine und Öfen ausbleiben.
Der Feinstaubwert hatte am Sonntag
die Höchstgrenze überschritten. dpa

Danke, dass wir jetzt mit 513.949 Mitgliedern die stärk-

ste Genossenschaftsbank in ganz Deutschland sind. Wir  

haben diese Marke im Dezember erreicht und freuen uns –  

besonders als Regionalbank aus Baden-Württemberg – über 

diesen Erfolg! Danke, dass Sie mit uns rechnen! Trotz sin-

kendem Zinsniveau hatten wir mit 120.370 Beratungsgesprä-

chen, davon 34.854 Baufinanzierungen, ein sehr erfolgreiches 

Geschäftsjahr. Danke für Ihre Hilfsbereitschaft. Über 90.503 

Gewinnsparer haben gewonnen, gespart und gespendet. Im ver-

gangenen Jahr konnten unsere Stiftungen mit über 4,9 Millionen 

Euro viele Einrichtungen unterstützen und haben vielen Menschen 

in der Region, jungen und alten, das Leben etwas lebenswerter  

gemacht. Danke für Ihren Besuch in unseren Filialen und bei 

unseren Veranstaltungen rund um Ihre Spardawelt. Hier gab es 

viele wertvolle Tipps rund um Ihre Finanzen und gute Unterhal-

tung – mit Musik, Comedy und Theater. Danke für Ihr Vertrau-

en, dass unser gebührenfreies Girokonto auch morgen noch 

gebührenfrei bleibt. Das ist uns wichtig und daran werden wir 

auch in Zukunft mit Leidenschaft arbeiten. Danke, dass Sie die 

besten Kunden sind, die man sich wünschen kann, die uns inspi-

rieren und jeden Tag aufs Neue antreiben. Danke, dass wir mit 

Ihnen einfach immer mehr als nur eine Bank sein dürfen!

www.sparda-bw.de

»Danke«
Wir sagen
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Keine Titelangabe
„Den Begriff ,Nafri’ kann man verwen-
den“
Grünen-Landtagsfraktionschef Andreas
Schwarz stärkt Polizei den Rücken – E-
Mobilität zentrales Thema der Klausur
in Neckarsulm
Heute beginnt in Neckarsulm die zwei-
tägige Klausur der Grünen-Fraktion des
Stuttgarter Landtags.  Der Vorsitzende
Andreas Schwarz äußert  sich im Vor-
feld  zur  Sicherheitspolitik  und  zur
Zukunft  der  E-Mobilität.
Grünen-Bundestagsfraktionschef Anton
Hofreiter sagt, es sei nicht verfassungs-
konform, die Staaten Marokko,  Tune-
sien  und  Algerien  zu  sicheren  Her-
kunftsländern zu machen. Ministerpräsi-
dent  Kretschmann  will  im  Bundesrat
aber  dafür  stimmen.
Andreas  Schwarz:  Wir  haben uns  mit
der  CDU  darauf  verständigt,  dass
Baden-Württemberg  der  Ausweisung
der  nordafrikanischen  Staaten  als
sichere  Herkunftsstaaten  zustimmt,
wenn die hohen verfassungsrechtlichen
Hürden erfüllt sind. Der Bund hat zuge-
sagt,  dass  besonders  schutzbedürftige
Gruppen, zum Beispiel  Homosexuelle
oder Journalisten, mit der notwendigen
Sensibilität im Verfahren behandelt wer-
den.  Insgesamt  mag  damit  die  Hoff-
nung  auf  einen  Rückgang  vergeblich
Asylsuchender aus diesen Ländern ver-
bunden sein. Nichts ändert sich jedoch
an  den  bekannten  Problemen  bei  der
Rücknahme abgelehnter Asylbewerber:
Hier muss der Bund endlich Rücknah-
meabkommen aushandeln.
Die Grünen werden oft dafür kritisiert,
sie würden sich schwer tun mit konse-
quenten Abschiebungen. Dies zeigte der
jüngste Fall mit afghanischen Flüchtlin-
gen.
Schwarz: Für uns ist klar: Wir stehen für
Humanität in der Flüchtlingspolitik. Das
betrifft die Aufnahme von politisch Ver-
folgten.  Und  das  gilt  auch  bei  einem
Ende des Aufenthaltsrechts. Deswegen
setzen wir stark auf die freiwillige Aus-

reise.  Klar ist  aber auch: Abschiebun-
gen sind unvermeidlich.
Es gibt die Debatte darüber, ob bei den
nordafrikanischen Staaten die Entwick-
lungshilfe daran gekoppelt werden soll,
ob sie Flüchtlinge zurücknehmen. Was
denken Sie darüber?
Schwarz: Die Entwicklungshilfe dient in
erster  Linie  dazu,  die  Infrastruktur  in
den  Ländern  aufzubauen,  und  sie
bekämpft  damit  auch  Fluchtursachen.
Deswegen  lehnt  eine  derartige  und
abstruse Koppelung selbst der CSU-Ent-
wicklungsminister ab.
Grünen-Bundeschefin Simone Peter hat
zunächst  kritisiert,  dass  die  Polizei  in
der  Kölner  Silvesternacht  den Begriff
„Nafri“  verwendet  hat.
Schwarz: Ich finde, die Sicherheitsbe-
hörden  haben  an  Silvester  eine  gute
Arbeit gemacht. Es gibt keinen Grund,
sie  dafür  zu  kritisieren.  Den  Begriff
„Nafri“ kann man verwenden – daraus
kann man der Polizei keinen Strick dre-
hen.  Es  gab  schließlich  konkrete  und
anlassbezogene Anzeichen. Deswegen
hat  die  Polizei  auf  Nordafrikaner  zu
Recht  ein  genaueres  Auge  gehabt.
Nach den jüngsten Anschlägen ist eine
Diskussion über den Umgang mit soge-
nannten Gefährdern entbrannt.
Schwarz: Der Sinn von Demokratie ist,
dass wir in Freiheit leben können. Wir
als grüne Landtagsfraktion sind für eine
Stärkung  der  Polizei.  Das  haben  wir
auch schon bewiesen, in dem wir bereits
drei  Anti-Terror-Pakete verabschiedet
haben. Nach den jüngsten Anschlägen
müssen wir im Land jetzt prüfen, ob es
nötig ist, noch mehr Sachmittel für die
Polizei  zur  Verfügung zu stellen.  Der
Staat muss alles dafür tun, die Bürger zu
schützen.  Wenn  es  einen  konkreten
Anlass  gibt,  müssen  eine  gefährliche
Gruppe  oder  Einzelpersonen  so  über-
wacht  werden,  dass  von  ihnen  keine
Gefahr mehr für die öffentliche Sicher-
heit und die Bürger ausgeht. Die Polizei
muss  auch  die  Möglichkeit  für  eine

Telekommunikationsüberwachung
haben.
Bundesinnenminister  Thomas  de
Maizière  fordert,  den  Verfassungs-
schutz  beim  Bund  zu  konzentrieren.
Schwarz:  Baden-Württemberg  ist  mit
drei Anti-Terror-Paketen sehr gut aufge-
stellt. Staaten, die eine starke Zentrali-
sierung haben wie Frankreich, machen
es nicht besser.
Auf Ihrer Klausur in Neckarsulm wol-
len  Sie  sich  vor  allem  auch  mit  dem
Thema  Mobilität  beschäftigten.
Schwarz: Ja, wir wollen den Struktur-
wandel  in  der  Automobilindustrie  im
Dialog  bestreiten.  Das  Gespräch  mit
Daimler-Chef  Dieter  Zetsche  war  ein
erster Schritt.  Wir sind heute auch bei
Audi  in Neckarsulm und werden über
Brennstoffzellentechnik und E-Mobili-
tät reden. Die Elektroautos der Zukunft
sollen  in  Baden-Württemberg  produ-
ziert werden – und nicht in Asien oder
Nordamerika. Hier wollen wir auf der
Überholspur sein. Wir müssen die Lan-
desagentur  Elektromobilität  dauerhaft
fortführen. Wir müssen die Ladeinfra-
struktur in Baden-Württemberg flächen-
deckend ausbauen.  Und wir  brauchen
einen Masterplan für flächendeckende
Schnellladesäulen. Unsere Automobilin-
dustrie muss in der E-Mobilität ordent-
lich Gas geben, die Konkurrenz in der
Welt ist sehr stark.
Zum Schluss ein aktueller Aufreger: Eli-
sabeth  Scharfenberg,  pflegepolitische
Sprecherin  der  Grünen im Bundestag,
fordert, dass Pfegebedürftige und Behin-
derte  Sex  mit  Prostituierten  bezahlt
bekommen  sollen.
Schwarz: Im Bereich der Pflegepolitik
gibt  es  wichtigere  Aufgaben,  die  die
Bundestagsfraktion ja auch vorantreibt
und um die wir uns auch im Land küm-
mern. Zum Beispiel mehr kleinere und
flexiblere Angebote wie Wohngruppen
und die Aufwertung des Pflegeberufs.
„Wir  setzen  stark  auf  die  freiwillige
Ausreise.“



„Wir müssen die Ladeinfrastruktur aus-
bauen.“

Abbildung: Grünen-Fraktionschef Andreas Schwarz will die E-Mobilität fördern. Foto: dpa
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